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    Die Tragödie des
deutschen Liberalismus

Zur Einführung in das Thema „Mannheims liberale
Presse bis 1848/49“

Der deutsche Liberalismus weist zwei Besonderheiten auf, die sich verhängnisvoll
auswirkten und in Deutschland keine gefestigte liberale Tradition wie in England
oder Frankreich entstehen ließen. Dies sind seine historische Verspätung aufgrund
der ökonomisch-politischen Rückständigkeit Deutschlands und - in Verbindung damit
- sein Zurücktreten hinter der nationalen Einigung. Schon im Vormärz zerfällt er in
eine demokratisch-revolutionäre Bewegung, die kleinbürgerlich geprägt ist, und in
eine konstitutionalistisch-legalistische Richtung, die vom Großbürgertum bestimmt
wird. Schon in dieser Zeit grenzen sich die radikal-liberalen Demokraten von den
„Halben, den sogenannten Liberalen“ ab. Die Abspaltung der Sozialdemokratie
läßt dann den Liberalismus ab den sechziger Jahren zu einer exklusiv bürgerlichen
Richtung werden. „Liberal“ wird in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts fast
zum Synonym für bürgerlich, wobei der tonangebende Teil des Bürgertums, der
nun als „Nationalliberale Partei“ firmiert, sogar offen mit den antiliberalen Macht-
habern paktiert. Der bürgerliche Linksliberalismus (Fortschrittspartei in Preußen
bzw. deutsche Volkspartei im Südwesten) verkümmert hingegen zu ohnmächtiger
Resignation.

Mit der Fremdherrschaft wird die neue gesellschaftliche Ordnung bekämpft

Die französische Revolution gibt der schwachen anti-feudalen Opposition in Deutsch-
land zunächst starken Auftrieb. Sie bringt sie im weiteren Verlauf aber auch in
zweifache Bedrängnis: Einmal von seiten der übermächtigen feudalen Gewalten im
eigenen Land und zum anderen durch die napoleonisch-imperiale Deformierung
der Revolution in Frankreich selbst. Das Schicksal Georg Forsters und anderer deut-
scher Jakobiner nimmt die „Tragödie des Liberalismus“, von der der Historiker F.
C. Sell gesprochen hat, bereits vorweg. Die Verwandlung der französischen Revo-
lution von einer menschheitsbefreienden Tat in das imperiale Machtstreben der
französischen Bourgeoisie hat wesentlichen Anteil an der spezifisch deutschen
Verkrümmung des Liberalismus. Die Folgen der französischen Revolution werden
in Deutschland mehr als Fremdherrschaft denn als Befreiung erlebt. Im Widerstand
gegen die napoleonische Herrschaft verbünden sich die schwachen bürgerlichen
Kräfte mit den legitimistischen Interessen der Fürsten. So entsteht eine schiefe
Front: Mit der Fremdherrschaft wird die neue gesellschaftliche Ordnung bekämpft.
Mit dem Streben nach nationaler Unabhängigkeit und Einigung verbindet sich das
Interesse von Thron und Altar.
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Im „Philhellenentum“ der zwanziger Jahre gerät der Freiheitskampf der Griechen
gegen die Türken für das Bürgertum zur Ersatzhandlung für den aussichtslosen
Kampf gegen die Unterdrücker im eigenen Land. Artig motiviert der bürgerliche
Untertan seine Begeisterung für den Freiheitskampf der Griechen mit der Verteidi-
gung des Christentums gegen die Muselmanen. Beim Wartburgfest der Deutschen
Burschenschaft 1817 fliegt mit den „Schandschriften des Vaterlands“ auch der
Code Napoleon ins Feuer. Es ist das fortschrittlichste Gesetzeswerk der Zeit. Der
Turnvater Jahn verbindet heftige Kritik an der verzopften Kleinstaaterei mit glü-
hender Begeisterung für die Monarchie, dumpfer Deutschtümelei und haßerfülltem
Geifern gegen alles „Wälsche“. In seinem blinden Franzosenhaß möchte er Deutsch-
land am liebsten durch künstlich angelegte Wüsteneien mit wilden Tieren vor aus-
ländischen Einflüssen geschützt wissen.

Ein höchst ambivalenter Rebell ist auch der Theologiestudent Karl Ludwig Sand,
der sich 1819 von Jena aus aufmacht, um in Mannheim den Schriftsteller August
von Kotzebue zu ermorden. Kotzebue ist sozusagen ein aufgeklärter Vertreter
der Reaktion. Sein Mörder ist dagegen ein reaktionärer Vertreter der Rebellion.
Sand kostümiert sich mit „altdeutscher Kleidung“. In seinem Wams führt er neben
den Dolchen eine herausgerissene Seite aus dem Neuen Testament mit sich. Nach
vollbrachter Tat dankt er Gott auf den Knien und stößt sich die Klinge selbst in die
Brust. Das schaurige Rührstück bringt die deutsche Nation in teils entsetzte, teils
beifällige Wallung und liefert der fürstlichen Reaktion den Anlaß für die Karlsbader
Beschlüsse.

Etwas frischeren Wind in den deutschen Liberalismus bringt erst die französische
Juli-Revolution von 1830. Das Hambacher Fest von 1832 ist frei von
Deutschtümelei. Die Teilnehmer bringen statt dessen unzählige Hochrufe auf Frank-
reich aus. Einige erhoffen sich die Befreiung gar durch direktes Eingreifen Frank-
reichs.

Die liberale Bourgeoisie sucht nur bedingt den Konflikt mit den alten Mächten

Der Glaube, die französische Revolution in Deutschland kopieren zu können, bleibt
das tragische Mißverständnis des demokratisch-revolutionären Flügels bis 1848/
49. Den „dritten Stand“, der eine solche Hoffnung begründen könnte, gibt es in
dieser Form nicht mehr. Neben die Masse des Kleinbürgertums und der Bauern
sind die kapitalistische Bourgeoisie und der „vierte Stand“ des Industrieproletariats
getreten. Die Bourgeoisie aber, die führende soziale Schicht der liberalen Bewe-
gung, sucht nur bedingt den Konflikt mit den alten Mächten. Sie hat aus den
Vorgängen in Frankreich gelernt: „Die geringeren Volksklassen als solche bilden im
Staate keine dauernde politische Macht, diese kann stets nur die vorübergehende
sein, als Instrument einer klügeren Partei“, schreibt der liberale Industrielle David
Hansemann mit Blick auf die Pariser Juli-Revolution 1830 in einer Denkschrift an
den preußischen König.

Der vormärzliche Liberalismus umschließt somit sozial heterogene und politisch
stark differierende Kräfte. Es gibt höchst unterschiedliche Auffassungen darüber,

Die Tragödie des deutschen Liberalismus
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ob eine Politik oder eine konstitutionelle Monarchie das erstrebenswerte Ziel sei,
oder ob die nationale Einigung unter preußischer oder österreichischer Führung
stattfinden soll. Nur in seiner Verschwommenheit, in einer allgemeinen „Tendenz“,
erweckt der vormärzliche Liberalismus den Anschein einer geschlossenen anti-
feudalen Opposition. Der Generalnenner der allgemeinen liberalen Ketzerei kann
als national, anti-feudal und anti-klerikal bezeichnet werden.

Es kennzeichnet die Umstände, unter denen der deutsche Revolutionsversuch von
1848/49 stattfindet, daß in Gestalt des Kommunistischen Manifests bereits das
Konzept einer proletarischen Revolution vorliegt, noch ehe die bürgerliche statt-
gefunden hat. Heine stellt schon 1842 bei der französischen Bourgeoisie eine
„instinctmäßige Angst vor dem Communismus“ fest. Der französische Bourgeois
ahne, „daß die Republik heutzutage nicht mehr die Prinzipien der Neunziger Jahre
vertreten möchte, sondern nur die Form wäre, worin sich eine neue, unerhörte
Proletarierherrschaft mit allen Glaubenssätzen der Gütergemeinschaft geltend
machen würde“.

Das Kleinbürgertum zwischen Duckmäuserei und „Gesinnungstüchtigkeit“

Unter dieser historischen Konstellation ziehen sich weite Teile des deutschen Bür-
gertums in eine psychische Verfassung zurück, wie sie der Demokrat Ludwig Pfau
in seinem 1847 veröffentlichten Gedicht „Der gute Bürger“ karikiert:

Schau, dort spaziert Herr Biedermeier
Und seine Frau, den Sohn am Arm;
Sein Tritt ist sachte wie auf Eier,
Sein Wahlspruch: Weder kalt noch warm!

Der Herr Biedermeier dieses Gedichts ist ein Mann, der geistlich spricht und welt-
lich trachtet. Er wohnt in einem schönen Haus und leiht sein Geld auf Wucher aus.
Er ist kein Freund von Steuerzahlen, verehrt aber sehr die Obrigkeit. Wird er aufs
Rathaus und vors Amt gerufen, zieht er den Hut schon auf den Stufen. Am Sonn-
tag versäumt er keinen Kirchgang. Das wäre gegen die Christenpflicht. Dafür schlum-
mert er, wenn der Pfarrer spricht. Er ist ein Geizhals. An Nachwuchs genügt ihm
ein Sohn, den er in seinem Sinne erzieht, und dem er eines Tages sein Erbe hinter-
läßt.

Das andere Extrem ist die betonte „Gesinnungstüchtigkeit“, mit der viele Liberale
ihre geistige Rückständigkeit und politische Perspektivelosigkeit überdecken. Hei-
ne hat ihr im „Atta Troll“ ein Denkmal gesetzt:

Atta Troll, Tendenzbär, sittlich
Religiös; als Gatte brünstig;
Durch Verführtsein von dem Zeitgeist,
Waldursprünglich Sansculotte;
Sehr schlecht tanzend, doch Gesinnung

Die Tragödie des deutschen Liberalismus
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Tragend in der zott’gen Hochbrust;
Manchmal auch gestunken habend;
Kein Talent, doch ein Charakter!

Menschliche Exemplare des Atta Troll finden sich bis in die Führung der Radikalen.
Ein Beispiel ist Gustav Struve, neben Friedrich Hecker der bekannteste Führer der
badischen Revolution von 1848. Struve ist ein leidenschaftlicher Anhänger des
Deutschkatholizismus, des entschiedenen Vegetariertums und der Pseudo-Wis-
senschaft der Phrenologie. Diese sektiererischen Züge werden ergänzt durch eine
ausgeprägte persönliche Eitelkeit. Entsprechend sind die politischen Vorstellun-
gen Struves. Seine Gesellschaftskritik erschöpft sich darin, die Königsmacht, den
Erbadel, das Beamtentum, das stehende Heer, die Geistlichkeit und die Herrschaft
der Finanzmagnaten als die „sechs Geißeln der Menschheit“ zu brandmarken. Sein
Ideal ist es, Deutschland in eine Art vergrößerter Schweiz mit 24 Kantonen zu
verwandeln. In dieser „Gesinnungstüchtigkeit“ kommt ein beschränkter kleinbür-
gerlicher Radikalismus zum Vorschein, den sich noch achtzig Jahre später die fa-
schistische Demagogie zunutze zu machen versteht. Friedrich Engels scheint es
fast vorauszuahnen, wenn er über Struves politische Vorstellungen spottet: „Könnte
Deutschland sich jemals in ein solches Arkadien verwandeln, so wäre es damit auf
einer Stufe seiner Erniedrigung angekommen, von der es bisher selbst in seinen
schmachvollsten Zeiten keine Ahnung hatte.“

Der „Gesinnungstüchtigkeit“ gerät die Gesinnung zum Selbstzweck. Aus der Not
der Illusion, die französische Revolution in Deutschland kopieren zu können, wird
die Tugend eines nachgeborenen, schwadronierenden Jakobinertums, das nach
Fürstenblut lechzt, als ginge es um ein sakrales Blutopfer statt um gesellschaftli-
che Veränderung. Dieser badisch-pfälzische Verbalradikalismus ist im Grunde so
bieder wie der preußisch-untertänige Patriotismus. Beide vertreten dasselbe
„idealische Flegeltum, das Herr Jahn in System gebracht“ (Heine). Sie widerspie-
geln die soziale Kopflosigkeit der kleinbürgerlichen Bewegung auf intellektuellem
Gebiet und enthalten bereits den Keim der Niederlage von 1848/49.

Die Tragödie des deutschen Liberalismus
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    Der Kampf mit der Zensur

Hier zunächst eine Übersicht der Mannheimer Zensoren von 1840 bis zur Aufhe-
bung der Zensur am 1. März 1848 (in Halbjahresabschnitten). Den jeweils amtie-
renden Zensoren gegenübergestellt sind Mannheimer Abendzeitung, Mannheimer
Journal und Deutscher Zuschauer mit den jeweils verantwortlichen Redakteuren.

    Jahr   Zensor                  Abendzeitung  Journal        Zuschauer

    1840   Riegel                 Grün                Schlicht
    1840   Riegel                 Grün                Schlicht
    1841   Riegel                 Grün                Schlicht
    1841   Riegel                 Grün                Schlicht
    1842   Riegel                 Grün                Schlicht
    1842   Riegel                 Bernays                Schlicht
    1843   Riegel                 Bernays                Schlicht
    1843   Fuchs                 Bernays                Schlicht
    1844   Fuchs                 Grohe                Schlicht
    1844   Fuchs                 Grohe                Schlicht
    1845   Uria-Sarachaga   Grohe                Schlicht
    1845   Uria-Sarachaga   Grohe                Struve
    1846   Lamey                 Grohe                Struve
    1846   Lamey                 Grohe                Struve
    1847   Mallebrein          Grohe                Mathy        Struve
    1847   Kern                 Grohe                Obermüller Struve
    1848   Kern                 Grohe                Obermüller Struve

Der Kampf mit der Zensur, die nur 1832 für kurze Zeit entfiel, verbitterte das
Leben aller vormärzlichen Zeitungen in Mannheim (mit Ausnahme des „Wächters
am Rhein“, der dafür nachträglich zu büßen hatte). Im Grunde ist er so alt wie die
Buchdruckerkunst und reicht in Mannheim bis in die Zeit der Stadtgründung zu-
rück: Schon I638 wurde von Heilbronn aus ein „Lasterschaftskalender“ verbreitet,
nach dem die kurfürstliche Regierung fahnden ließ. Die Quartiermeister mußten
von Haus zu Haus gehen und etwa vorhandene Exemplare beschlagnahmen. I760
wurde die pfälzische Regierung von dem sächsisch-polnischen Gesandten in Kenntnis
gesetzt, daß die Knochsche Hofbuchhandlung eine skandalöse Schrift voller Belei-
digungen des Königs und seiner Ahnen verbreite. Die Regierung drohte darauf der
Buchhandlung sowie dem Verleger des Frag- und Anzeigsblatts mit dem Verlust
der Konzession, wenn sie nicht willens oder in der Lage seien, die Urheber der
Schmähschrift und deren Herstellungsort anzugeben,

Das tägliche Ringen des Redakteurs mit der Zensur ist jedoch erst eine vormärzliche
Erscheinung und mit der Entstehung der bürgerlichen Presse verknüpft, die nicht
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mehr dem Privilegierungszwang unterlag. Die alten feudalen Machthaber befanden
sich insoweit in einer ungünstigeren Position, als ihre Zensurmaßnahmen rein de-
fensiv waren, während das aufstrebende Bürgertum als Besitzer der drucktechni-
schen Produktionsmittel die ideologische Offensive führte. Der Kampf wurde letzt-
endlich auf einem Terrain geführt, auf dem das Bürgertum zu Hause war. Daher
blieben auch alle Versuche, eine reaktionäre Presse aufzubauen - siehe die neue
„Mannheimer Zeitung“, das „Mannheimer Morgenblatt“ oder „Der Bürgerfreund“ -
ohne durchschlagenden Erfolg.

Die Aufsässigkeit der bürgerlichen Blätter war Ausdruck einer prinzipiellen Opposi-
tion gegenüber dem herrschenden, hemmenden Feudalstaat. Die drückende Last
der alten Verhältnisse überdeckte zunächst auch die latente Spaltung zwischen
Klein- und Großbürgertum, die dann in der Revolution von 1848/49 offen zutage
trat und die wichtigste Ursache für deren Scheitern war. Zum Beispiel waren es
Bankiers und sonstige reiche Bürger, welche die „Rheinischen Zeitung“ als liberales
Kampfblatt gegen die preußische Obrigkeit finanzierten und 1842 den radikalen
Demokraten Karl Marx zu deren Chefredakteur machten.

In Baden lagen die Verhältnisse noch etwas anders als in Preußen, denn hier war
das GroBbürgertum schwach entwickelt und gab das Kleinbürgertum den zuneh-
mend radikaleren Ton an. Die Creme der Bourgeoisie, die großen Bankiers und
Industriellen, fehlte in Baden völlig. Als „Bourgeoisie“ bezeichnete man im vor-
märzlichen Baden den besitzbürgerlichen Mittelstand vom Schlage Bassermanns.

Die badische Presse - allen voran die Mannheimer - galt als die radikalste in ganz
Deutschland. Das Kleinbürgertum war damals auch noch in der Lage, den ökonomi-
schen Rahmen der Presse auszufüllen: Die Druckereien waren mehr oder weniger
große Handwerksbetriebe. Die Redaktion bestand im allgemeinen aus einem Mann,
der nicht selten zugleich der Verleger oder gar auch der Drucker war. Der Umfang
der Zeitungen beschränkte sich in der Regel auf vier Seiten, und die Auflagen
waren so bescheiden, daß sie sich in den meisten Fällen wie zu Gutenbergs Zeiten
mit der Handpresse abziehen ließen. Die Schnellpresse rentierte sich erst bei vier-
stelligen Auflagenziffern.

Der Buchhändler Heinrich Hoff ist ein gutes Beispiel für die vormärzliche Personal-
union von Redakteur, Verleger und Drucker, auch wenn er nicht immer alle drei
Funktionen gleichzeitig ausübte. Mit Hoffs Namen sind etliche Mannheimer
Oppositionsblätter verbunden: Die Tendenzblätter „Stadt- und Landbote“ und
„Rheinischer Postillon“ in den dreißigern sowie die demokratischen Kampfblätter
„Deutscher Zuschauer“ und „Deutsche Volks-Zeitung“ in den vierziger Jahren. Beim
fünften Blatt, das keinesfalls vergessen werden darf, der „Mannheimer Abendzei-
tung“, nahm Jean Pierre Grohe als Redakteur und Verleger eine überragende Stel-
lung ein.

Die Pressefreiheit war damals noch nicht - wie Paul Sethe einmal für bundesdeut-
sche Verhältnisse formulierte - die Freiheit von zweihundert reichen Leuten, ihre

Der Kampf mit der Zensur
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Meinung zu verbreiten. Sie war noch kein Privileg des Großkapitals, sondern bot
demokratische Chancen. Daran muß erinnert werden, wenn sich heute milliarden-
schwere Medien-Mogule als Erben und Gralshüter jener „Pressefreiheit“ aufspielen
möchten, die einst von anderen sozialen Schichten und unter ganz anderen Vor-
zeichen erkämpft wurde.

Der erste Dauer-Konflikt mit der Obrigkeit zeichnete sich Anfang des 19. Jahrhun-
derts ab, als das „Journal politique“ und die „Rheinische Bundes-Zeitung“ dezent
aber beharrlich gegen den Stachel der napoleonischen Herrschaft löckten. Die Fran-
zosen lösten dieses Problem allerdings nicht durch Zensur, sondern durch diploma-
tische Demarchen und das schlagartige Verbot sämtlicher nicht-regierungsamtli-
cher Zeitungen in den deutschen Vasallen-Staaten.

Der institutionalisierte Konflikt mit der Zensur begann erst nach der Beseitigung
der napoleonischen Herrschaft: Im Herbst 1819 wurden die Karlsbader Beschlüs-
se, zu denen die Ermordung Kotzebues in Mannheim den Anlaß geboten hatte,
auch in Baden vollzogen. Das durch landesherrliche Verordnung am 5. November
1819 erlassene badische Zensurgesetz schloß sich fast wörtlich dem preußischen
an. Alle im Lande erscheinenden Zeitungen, Zeitschriften, Flugschriften, Broschü-
ren usw. unterlagen der kreisbehördlichen Zensur. Die Reden in Kirchen und Schu-
len, bei religiösen Feierlichkeiten, Gemeinde- und anderen öffentlichen Versamm-
lungen wurden ebenfalls unter polizeiliche Überwachung gestellt. Die Beamten wur-
den ermahnt, dem „verderblichen Unwesen“ entgegenzuarbeiten und überall Ach-
tung für Religion, Gesetz und gute Sitten einzuprägen. Die Pressefreiheit sei in
Zügellosigkeit ausgeartet, behauptete der entsprechende Erlaß. Manche Zeitun-
gen gefielen sich darin, „die deutsche Staatsverfassung, sowie die der einzelnen
deutschen Staaten insbesondere anzugreifen, sie bei dem Volke herunterzusetzen
und sie als verderblich hinzustellen, obrigkeitliche Personen wahrheitswidrig auf
eine unverschämte Weise zu verunglimpfen, ihnen so das nötige Ansehen und
Vertrauen zu entziehen, sich unter dem Vorwand eines herrschenden Zeitgeistes
über Sittlichkeit und Ordnung, Recht und Eigentum, über Verträge und Herkom-
men und über alles, was den Völkern von jeher heilig war, hinwegzusetzen und so
mit jener Rede- und Handlungsfreiheit Mißbrauch zu treiben“.

Man muß sich dabei ins Gedächtnis rufen, daß im Gefolge der Befreiungskriege
gegen Napoleon eine erste Welle des Nationalgefühls durch die deutschen Lande
gegangen war. Der Nationalismus negierte das Legitimitätsprinzip des fürstlichen
Territorialstaats. Noch bewußter trat die Ideologie des aufstrebenden Bürgertums
im Liberalismus zutage, der sich mit den nationalen Einheitsbestrebungen ver-
band. Nicht ohne Grund bekämpfte der Statthalter des alten Systems, Fürst Met-
ternich, alle nationalen und liberalen Tendenzen auf das schärfste. Wenn aus die-
ser Zeit in Mannheim trotzdem keine größeren Auseinandersetzungen mit der Zen-
sur aktenkundig geworden sind, lag dies wohl einfach am Nicht-Vorhandensein
einer bürgerlichen Fundamentalopposition. Zumindest artikulierte sich diese Op-
position nicht politisch, sondern flüchtete ins Reich des Schöngeistigen, wie sich
am Beispiel der „Charis. Rheinische Morgenzeitung für gebildete Leser“ studieren

Der Kampf mit der Zensur
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läßt. Bei der „Mannheimer Zeitung“ war der Redakteur sogar identisch mit dem
Zensor.

Der tägliche Kleinkrieg mit der Zensur begann erst in den dreißiger Jahren. Die
größten Meriten erwarb sich hierbei der Verleger Heinrich Hoff. Sein Gegenspieler
war der Stadtamtsdirektor Riegel, der seit der Verschärfung des Pressegesetzes
1832 zugleich das Amt des Zensors wahrnahm. Es war ein undankbares Geschäft:
Zensierte Riegel scharf, konnte es geschehen, daß die Regierung die beanstande-
ten Artikel auf Beschwerde hin wieder freigab und sich in der zweiten Kammer mit
ungeschickter Handhabung der Zensur entschuldigte. Was er nicht beanstandete,
trug vielleicht eine verborgene Spitze oder verletzte ausländische Regierungen.
Was heute noch bedenklich erschien, war vielleicht in wenigen Wochen als allge-
meine Wahrheit anerkannt, die jedermann straflos verkündete.

Riegel war übrigens Freimaurer. Der Zensor war also selber vom liberalen Zeitgeist
ergriffen und damit eine tragische Figur: Auf der einen Seite lief er Gefahr, der
Ächtung durch die bürgerlichen Standesgenossen anheimzufallen. Auf der ande-
ren Seite beklagte sich Riegel bitter darüber, von der Obrigkeit im Stich gelassen
zu werden:

„Es gehört ein großes patriotisches Gefühl dazu, alle die einem Zensor zugefügten
Unbilden zu ertragen; ruhig hinzunehmen, wenn er in der Kammer ein borniertes,
verstandesloses Geschöpf genannt wird und sich auch nicht eine Stimme zu seinem
Schutz erhebt, oder wenn man ihm das Prädikat eines moralischen Henkers beilegt
usw.“

Im Juni 1843 durfte Riegel sein Amt endlich an den Stadtamtsassessor Fuchs
abgeben. Fuchs war von Anfang an zu rücksichtslosem Vorgehen angehalten. Den-
noch erhielt er schon im August eine Rüge des Ministeriums. Er hatte einige „auf-
regende und verletzende Stellen“ in den Reden und Gedichter übersehen, die in
der Abendzeitung aus Anlaß der Verfassungsfeier erschienen. Auch Preußen und
Bayern fühlten sich ständig auf die Füße getreten. Preußen drohte, beim Bundes-
tag gegen die Abendzeitung vorzugehen. Fuchs erhielt im März 1844 erneut einen
scharfen Verweis. Man wolle sich nicht wegen der Abendzeitung mit der preußi-
schen Regierung verfeinden, erklärte das Ministerium. Der Zensor solle gefälligst
darauf achten, „daß die schlechte Presse, die in den innern Angelegenheiten schon
genug des Unangenehmen bereite, nicht auch noch Kollisionen mit auswärtigen
Staaten herbeiführe“.

Was der Zensor Fuchs dem Redakteur Bernays mit roter Tinte antat, zahlte ihm
dieser auf andere Weise wieder heim. Durch seinen Vetter und Mitarbeiter der
Abendzeitung, Ferdinand Cölestin Bernays, ließ er 1843 in Straßburg unter dem
Schutz der französischen Pressefreiheit eine leidenschaftliche Anklage gegen die
Zensur veröffentlichen: „Schandgeschichten zur Charakteristik des deutschen Zen-
soren- und Redaktorenpacks. Zensor Fuchs aus Mannheim und die Führer der ser-
vilen Presse.“ In dieser Schrift waren säuberlich alle jene Stellen vermerkt, die
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Fuchs der Abendzeitung gestrichen hatte. Zugleich wurden die servilen Blätter
und Redakteure an den Pranger gestellt, die das Volk hinters Licht führten, an-
statt es aufzuklären.

Hier eine Kostprobe aus Bernays Schmähschrift:

Gibt es doch kein demütigenderes Gefühl, als wenn man eine ganze Nacht hindurch
gearbeitet hat, treu und ernsthaft für das heißgeliebte Vaterland - und des anderen
Tages bringt der Druckerjunge den Zensurbogen zurück, und mit einem Striche hat
der Zensor die Arbeit einer ganzen Nacht von dem Erdboden weggetilgt, und was
stehen bleibt, verdorben und durch Weglassungen und Einschaltungen verketzert
und verpestet... Sprich, Zensor Fuchs, bist du nicht schlechter als der schlechteste,
der du das alles tatst und noch tausendmal mehr, da du es ohne Opfer lassen konn-
test; sprich selber und greif in deine Bubenbrust: Ist es nicht besser, betteln gehn -
als Zensor sein?

1846 übernahm das Amt des Zensors der Stadtamtsassessor August Lamey, der
Sohn des Redakteurs der großherzoglichen Staatszeitung und Enkel des Begrün-
ders der „Mannheimer Zeitung“. August Lamey bemühte sich, den leidigen Posten
möglichst schnell wieder loszuwerden, und ging schon Ende des Jahres als Asses-
sor ans Hofgericht. Er sollte später noch als Staatsminister und Begründer eines
nationalliberalen Blattes von sich hören lassen.

Lameys Nachfolger, Amtmann Mallebrein, fühlte sich in der Rolle des Zensors eben-
falls nicht wohl. Als sich im August 1847 wieder mal die auswärtigen Mächte beim
Bundestag über die Mannheimer Presse beschwerten, bekam er die Prügel dafür.
Mallebrein war froh, als er die Zensur an den Vorsteher des Stadtamtes abgeben
durfte. Dies war der Stadtdirektor Kern aus Freiburg, Nachfolger des auf eigenen
Wunsch im August 1847 versetzten Stadtdirektors Riegel. Kern bekleidete das
Amt des Zensor bis zur Aufhebung der Zensur am 1. März 1848.

Der Kampf mit der Zensur
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    Mannheim in der Revolution
I848/49

Mannheim war im 19. Jahrhundert das publizistische Zentrum des Großherzogt-
ums Baden. Besonders im Vormärz und in den Jahren 1848/49 erlangten hier
verlegte Blätter wie die „Mannheimer Abendzeitung“ eine Bedeutung, die über die
Stadt und das Großherzogtum hinausreichte. Diese demokratische Kampfpresse
profitierte vom liberalen Klima des Großherzogtums Baden, das durch die Verfas-
sung von 1818 zu einer konstitutionellen Monarchie geworden war und wo unter
allen deutschen Staaten noch die erträglichsten Verhältnisse herrschten (der radi-
kale Ton der badischen Presse läßt dies mitunter vergessen, wäre aber ohne diese
relativ freiheitlichen Rahmenbedingungen gar nicht denkbar gewesen). Hinzu kam
das besondere politische Lokalkolorit der ehemaligen kurpfälzischen Residenz Mann-
heim, deren Bürger sich schon 1794 dem revolutionären Frankreich anschließen
wollten und dafür von den alten Gewalten hart bestraft worden waren.

Frankreich blieb vorerst der politische Schrittmacher Europas. Schon die Juli-
revolution 1830 fand in Baden und Mannheim begeisterten Widerhall, der im
„Hambacher Fest“ gipfelte und mit dem „Wächter am Rhein“ kurzfristig das Er-
scheinen eines unzensierten Blattes ermöglichte. Als am 22. Februar 1848 in Paris
die Revolution begann, sprang der Funke erneut binnen weniger Tage von Frank-
reich auf Deutschland über: Am 29. Februar erhoben sich die Bauern im Odenwald
und Schwarzwald. Am 13. März jagten die Wiener den Fürsten Metternich davon,
die verhaßte Symbolfigur des alten Systems. Am 18. März gingen die Berliner
gegen das königliche Militär auf die Barrikaden. Die alten Gewalten schienen wie
gelähmt, der Sturmlauf der Volksbewegung auf der ganzen Linie siegreich.

Es kennzeichnete die innere Schwäche der herrschenden Feudalgewalten, daß der
badische Großherzog schon zum 1. März die Pressezensur aufhob, noch bevor der
fürstliche Bundestag - überrascht und verschüchtert - den einzelnen Staaten die-
sen Schritt freistellte. Zum erstenmal seit dem kurzen Pressefrühling des Jahres
1832 konnten die demokratischen Blätter schreiben, wie sie wollten, und sie mach-
ten weidlich Gebrauch davon.

Der Bruch zwischen „Ganzen“ und „Halben“

Mit Gustav Struve und Friedrich Hecker waren zwei prominente „Radikale“ aus
Mannheim mit dabei, als sich am 30. März 1848 die Mitglieder der bisherigen
Ständekammern in Frankfurt als „Vorparlament“ versammelten. Mit dem linken
Flügel des Vorparlaments forderten sie ein demokratisch-republikanisches Deutsch-
land unter Einbeziehung Preußens und Österreichs. Die Mehrheit sprach sich frei-
lich für eine konstitutionelle Monarchie aus und favorisierte eine kleindeutsche
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Einigung unter der Führung Preußens. Struve und Hecker verließen darauf mit vier-
zig anderen Republikanern die Versammlung, um in Baden den bewaffneten Volks-
aufstand für die Republik vorzubereiten.

Der Bruch zwischen „Ganzen“ und „Halben“, zwischen Demokraten und gemäßig-
ten Liberalen, hatte sich schon im Vormärz abgezeichnet. Infolge dieser Aufspal-
tung der liberalen Bewegung in radikale Liberale (überwiegend kleinbürgerlicher
Herkunft) und gemäßigte Liberale (überwiegend großbürgerlichen Zuschnitts) schie-
den sich bald auch die Geister an Persönlichkeiten, die anfangs unumstrittene
Volkshelden waren. Hier wären etwa Itzstein, Welcker, Bassermann, Mathy und
Soiron zu nennen. Aus der Sicht der Radikalen mutierten sie nun von Volkstribunen
zu „Maulliberalen“ „Kammermandarinen“ und „Paradedeputierten“.

Der Auszug Heckers und Struves aus dem Vorparlament besiegelte diesen Bruch.
Ehemalige Kampfgefährten standen sich nun als Gegner gegenüber. Symbolträchtig-
ster Ausdruck dieser Spaltung des liberalen Lagers war die Verhaftung des Journa-
listen Fickler auf dem Karlsruher Bahnhof: Karl Mathy holte Fickler aus dem Zug
heraus, als dieser sich der von Hecker geführten Aufstandsbewegung in Südbaden
anschließen wollte.

Freilich war damals, Anfang April 1848, der Ausgang der militärischen Machtprobe
noch unsicher. Die revolutionäre Stimmung befand sich zumindest in Baden und
Mannheim noch auf dem Höhepunkt. Mathy mußte sich deshalb für die Verhaftung
Ficklers vor dem Mannheimer Gemeinderat und in einer öffentlichen Versammlung
auf dem Marktplatz rechtfertigen. Aus Frankfurt eilte Soiron, der frisch gewählte
Präsident des Fünfzigerausschusses herbei, um ihm dabei zu helfen.

Hecker-Aufstand und Struve-Putsch

Am 20. April erlitten dann Heckers Freischaren ihr Debakel bei Kandern. Am selben
Tag rückten nassauische Truppen nach Mannheim ein. Heckers Niederlage verbrei-
tete sich aber zunächst als falsche Siegesnachricht. Noch am 22. April animierte
die „Mannheimer Abendzeitung“ zum Aufstand: „Man wünscht allgemein, daß in
Mannheim ein entscheidender Schlag geführt werde... Konstanz ist Republik, folgt
Mannheim nicht?“

Am 27. April wurde die nassauische Besatzung durch 1300 Kurhessen verstärkt.
Die Regierung fühlte sich damit stark genug, in Mannheim aufzuräumen. Da Struve
und Hecker nicht greifbar waren, wurden sie erst mal aus der Advokatenliste ge-
tilgt. Am 29. April wurden die demokratischen Zeitungsverleger Heinrich Hoff und
Jean Pierre Grohe wegen Hochverrats verhaftet und mit anderen Republikanern
nach Bruchsal ins Gefängnis gebracht. Der Großherzog verhängte den Kriegszu-
stand. Am 1. Mai rückten zusätzlich noch bayerische Truppen in die Stadt ein, so
daß dem rebellischen Volk eine Übermacht von ca. 8000 Mann gegenüberstand.

Am 11. Mai hob der Großherzog den Kriegszustand wieder auf. Die Revolution
schien sich verflüchtigt zu haben. Das „Mannheimer Journal“ als Organ der Mann-

Mannheim in der Revolution 1848/49
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heimer Bourgeoisie distanzierte sich von Hecker und Struve, in deren Händen das
„Banner der nationalen Freiheit“ zur „Fahne des blutigen Aufstands“ geworden
sei. Karl Mathy durfte sich seit 28. April mit der Würde eines Staatsrats schmük-
ken und saß - ohne eigentlichen Aufgabenbereich - im großherzoglichen Ministeri-
um.

In der Nationalversammlung, die sich am 18. Mai in Frankfurt konstituierte, saßen
mit Bassermann, Brentano, Hecker, Itzstein, Mathy, Sachs und Soiron nicht weni-
ger als sieben Abgeordnete aus Mannheim (die in den verschiedensten Wahlkrei-
sen Süddeutschlands kandidiert hatten). Aber auch unter den Mannheimer Abge-
ordneten dominierten die „Halben“. Nur Hecker, Brentano und Sachs konnten zum
linken Flügel gezählt werden, wobei die Wahl des flüchtigen Hecker später noch
angefochten und für ungültig erklärt wurde.

Am 21. September versuchte Gustav Struve einen erneuten Aufstand, bei dem er
in Lörrach die „deutsche Republik“ proklamierte. Mannheim war als Sitz der provi-
sorischen Regierung ausersehen. Badische Truppen bereiteten dem Struve-Putsch
jedoch schnell ein Ende. Struve wurde gefangen genommen und nach Rastatt ge-
bracht. Im März folgenden Jahres verurteilte ihn das Gericht in Freiburg zu fünf
Jahren und vier Monaten Gefängnis wegen Hochverrats.

Die Kampagne für die Reichsverfassung

Die Revolution schwelte unterdessen weiter. Unter den badischen Demokraten
griff die Überzeugung Platz, daß der Hecker-Aufstand und der Struve-Putsch erst
das Vorspiel gewesen seien. „Die Reaktion hat ihren Kreislauf vollendet, und schon
ist die Reihe wieder an der Revolution“ schrieb die Abendzeitung. Die Einnahme
Wiens und die Erschießung Robert Blums konnten die Erbitterung nur noch stei-
gern.

Carl Schmelzer, der Herausgeber des reaktionären Morgenblatts, kapitulierte vor
der Volksstimmung: Am 1. November verlieh er seinem übel beleumundeten Blatt
den Titel „Badische Zeitung“ und gesellte sich unaufgefordert zur Partei der äu-
ßersten Linken. Und sogar die „Deutsche Zeitung“ fühlte den Boden unter ihren
Füßen wanken: „Es läßt sich nicht leugnen, daß wir über einem Krater stehen,
welcher jeder Augenblick loszubrechen droht“, berichtete sie Ende November aus
Mannheim.

Der Anlaß zum Losbrechen bot sich im Frühjahr 1849. Nach langem Hin und Her
hatte die Nationalversammlung endlich die Reichsverfassung verabschiedet. Sie
war auf eine konstitutionelle Monarchie unter preußischer Führung zugeschnitten.
Der preußische König Friedrich Wilhelm IV. ließ jedoch die Delegation aus Frankfurt
abblitzen, die ihm untertänigst die deutsche Kaiserkrone antragen wollte. Als die
preußische zweite Kammer die Annahme der Reichsverfassung empfahl, löste er
sie kurzerhand auf und schickte die Abgeordneten nach Hause. Die Reaktion saß
wieder fest im Sattel. Sie hatte es nicht mal mehr nötig, sich auf die Bourgeoisie
zu stützen.

Mannheim in der Revolution 1848/49
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Obwohl die Paulskirchen-Verfassung gewiß nicht republikanischem Geschmack ent-
sprach, betrieben die kleinbürgerlichen Demokraten nun in ganz Deutschland eine
emsige Kampagne für die Annahme der Reichsverfassung. Am 3. Mai brach in
Dresden der Aufstand aus. Der sächsische König flüchtete und rief preußische
Truppen zu Hilfe, die den Aufstand in blutigen Straßenkämpfen niederschlugen.
Auch in etlichen preußischen Städten kam es zu Unruhen. Am größten und nach-
haltigsten war jedoch die bewaffnete Erhebung in Baden und der Pfalz. Der Um-
sturz in Baden konnte letzten Endes nur durch ausländische Intervention - nämlich
durch preußisches Militär - rückgängig gemacht werden. Mit der blutigen Nieder-
schlagung des badisch-pfälzischen Aufstandes sicherte sich Preussen die Führung
in dem entstehenden kleindeutschen Obrigkeitsstaat, den dann Bismarck unter
Dach und Fach brachte.

Der badisch-pfälzische Aufstand 1849

Am I2. Mai meuterten die Soldaten in der Festung Rastatt. Die eifrige Agitation der
demokratischen Presse und Vereine zahlte sich jetzt aus: Die Masse der badischen
Armee schloß sich der Revolution an und der Rest verhielt sich zumindest passiv.
Der Großherzog flüchtete ins Elsaß. Am 14. Mai übernahm ein provisorischer Lan-
desausschuß der Volksvereine mit Brentano an der Spitze „im Namen des abwe-
senden Großherzogs“ die Regierung.

Mannheim folgte im Mai-Aufstand relativ spät. Man war zunächst Zaungast der
Revolution in der Pfalz: Am 1O. Mai beobachteten die Mannheimer, wie die bayeri-
sche Besatzung der Rheinschanze auf dem gegenüberliegenden Ufer die Waffen
streckte, als mit Trommelschlag die Bürgerwehren aus Ludwigshafen, Frankenthal
und Worms anrückten. ln der eigenen Stadt wollten die Dinge nicht so recht voran-
gehen. Erst am I4. Mai, als schon der Regierungswechsel in Karlsruhe stattfand,
gingen die Dragoner auf die Seite des Volkes über. Ein Sicherheitsausschuß wurde
gebildet, an dessen Spitze Florian Mördes trat. An den beiden folgenden Tagen
schworen die Dragoner den Eid auf die Reichsverfassung und die provisorische
Regierung. Das Offizierskorps und einige Unteroffiziere verdrückten sich vorher.
Am 19. Mai erteilte der regierende Landesausschuß Heinrich Hoff die Vollmacht, in
Mannheim als Zivilkommissar die Beschlüsse der provisorischen Regierung zu voll-
ziehen. Hoff übertrug die Vollmacht am nächsten Tag an Florian Mördes. Da Mördes
als zu lasch galt, übernahm am 25. Mai Trützschler aus Gotha das Amt des Zivil-
kommissars.

Am Pfingstmontag, dem 28. Mai, fand eine Parade statt, die in der „Deutschen
Zeitung“ so geschildert wurde:

Dragoner bildeten die Spitze des Zuges, hinter ihnen das 3. und 4. Infanterieregi-
ment und die Artillerie. Dann kamen die Turner in Leinwandjacken mit breiten Gür-
teln, aus denen Äxte, kurze Säbel oder Pistolen hervorragten; ein Teil dieser Turner,
welche noch die weiße Fahne mit dem alten Motto ‚Frisch, fromm, fröhlich, frei‘ we-
hen ließen, trug Stahlhelme, die ihnen sehr gut standen. Den Turnern mit ihrem

Mannheim in der Revolution 1848/49
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unschuldigen Panier folgten die Arbeiter mit einer ungeheuer großen roten Fahne,
welche in goldgestickten Buchstaben die Inschrift führte: ‚Für Freiheit und Recht!
Robert Blum!‘ Die demokratischen Frauen und Jungfrauen Mannheims haben diese
buntfarbige Fahne dem Arbeiterverein geschenkt... Den Arbeitern folgte die Bürger-
wehr, und das schöne, regelmäßig uniformierte Korps der Schützen schloß den Zug.

Von dieser ganzen schönen Streitmacht war allerdings nur auf die Arbeiter Verlaß.
Franz Raveaux, der provisorische Stadtkommandant, traute weder dem Militär noch
der Bürgerwehr, sondern stützte sich hauptsächlich auf das Arbeiterbataillon un-
ter Führung von Carl Jacoby. Trotz Parade und Verbrüderungsfest spitzte sich die
Lage in der Stadt bald so zu, daß Raveaux sogar die Kanonen von der Rheinspitze
auf die Stadt richten ließ, „um der Bürgerwehr in Mannheim zu zeigen, was die
Glocke geschlagen hat“. Außerdem beauftragte er Jacoby, sein Arbeiterbataillon
zum Eingreifen bereitzuhalten.

Am 21./22. Mai hielten sich Karl Marx und Friedrich Engels in Mannheim auf. Sie
fanden die badisch-pfälzischen Truppen untätig und kritisierten den Mangel an
Führung. Vergebens versuchten die beiden Radikaldemokraten, maßgebliche Ver-
treter der badischen Bewegung davon zu überzeugen, daß die Revolutionsarmee
jetzt die Offensive ergreifen und unaufgefordert zum Schutz der Nationalversamm-
lung nach Frankfurt marschieren müsse, um der Konterrevolution zuvorzukommen
und eine gesamtdeutsche Erhebung einzuleiten.

Am 30. Mai wurden die badischen Truppen zwischen Heppenheim und Hemsbach
von den Hessen geschlagen. Aufgelöste Trupps von Wehrmännern und Soldaten
überschwemmten die Stadt und schufen Unruhe. Die Bourgeoisie konspirierte mit
den Dragonern. Grohe schlug bereits vor, die Geschütze mit der Eisenbahn nach
Heidelberg oder Karlsruhe zu bringen, um sie nicht in die Hände des Feindes fallen
zu lassen. Nur mit Hilfe des Arbeiterbataillons gelang es Raveaux, die kritische
Situation zu meistern.

Wenige Tage darauf übernahm der Pole Mieroslawski den Oberbefehl über die badisch-
pfälzische Revolutionsarmee und machte Mannheim zu seinem Hauptquartier. Am 11.
Juni stellte er sich im Beisein Trützschlers seinen Streitkräften in Mannheim vor. Insge-
samt standen Mieroslawski zwischen zwanzig- und dreißigtausend Mann zur Verfü-
gung, wovon es der Hälfte jedoch an der nötigen Ausrüstung und Ausbildung mangelte.
Die Preußen, die in drei Korps anrückten, verfügten dagegen über mindestens 52000
Mann.

Am 15. Juni eroberten die Preußen Ludwigshafen auf dem anderen Rheinufer und
begannen mit der Beschießung Mannheims. Die Revolutionäre rollten alle verfüg-
baren zwölf Geschütze ans Rheinufer und deckten die Preußen vier Tage lang mit
einem Feuerhagel ein. Ludwigshafen ging in Flammen auf. Die Beschießung leitete
Otto von Corvin, der vor allem als Verfasser des „Pfaffenspiegel“ bekannt gewor-
den ist. Als die Preußen sahen, daß in Mannheim nichts auszurichten war, über-
schritten sie am 20. Juni bei Germersheim den Rhein. Mieroslawski sollte in die
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Zange genommen werden, indem gleichzeitig die Truppen der Konterrevolution
von Hessen über den Neckar vorstießen. Am 21. Juni unterlag die Revolutions-
armee trotz tapferen Kampfes der feindlichen Übermacht bei Waghäusel.
Mieroslawski gab darauf am 22. Juni den Befehl zum Rückzug nach Mittelbaden.

Noch am gleichen Tag, an dem Mieroslawski den Rückzug antrat, kam es in Mann-
heim zur Konterrevolution. Die Bourgeoisie sah sich zum Handeln gedrängt, weil
der Zivilkommissar Trützschler die Kasse der Kreisregierung mit 80000 Gulden
mitnehmen wollte. Ihr Liebeswerben um die Dragoner hatte endlich Erfolg. Die 200
Mann starke Truppe besetzte Bahnhof, Schloß und die Ausgänge der Stadt. Corvin
und andere Offiziere konnten noch mit knapper Not per Eisenbahn nach Heidel-
berg entkommen. Trützschler dagegen wurde verhaftet.

Nach getanem Werk zog eine Delegation des Gemeinderats über den Rhein, um die
Stadt unter den Schutz der bayerischen Truppen zu stellen. Sie erhielt aber keine
schlüssige Antwort. Bei ihrer Rückkehr bereiteten die Preußen bereits den Ein-
marsch vor.

Im Saal des Kaufhauses am Paradeplatz tagte dann das preußische Standgericht.
Bei denen, die unter den Salven des Erschießungs-Pelotons ihr Leben ließen, be-
fanden sich der Zivilkommissar Trützschler und Carl Jacoby, der Führer des Mann-
heimer Arbeiterbataillons. Viele andere wurden zu langjährigen Zuchthausstrafen
verurteilt oder in die Emigration gezwungen.

Der Weg zur kleindeutschen Einigung unter preußischer Fuchtel war damit frei:
Über die Leichen von Demokraten und Republikanern, die ein freieres und größeres
Deutschland ersehnt hatten.

Mannheim in der Revolution 1848/49
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Wochenblatt
(um 1680)

Mannheimer Frag- und
Anzeigsblatt

(174I - 1803)

Als der Hofrat Andreas Lamey am 1. Januar 1767 die erste Nummer seiner „Mann-
heimer Zeitung“ herausbrachte, behauptete er in der Vorrede: „Man liefert heute
das erste Zeitungsblatt, welches jemals hier gedruckt wurde.“

Der Hofrat irrte. Mindestens zwei Zeitungen können seinem Blatt das Erstgeburts-
recht streitig machen. Das Ratsprotokoll erwähnt schon I680 ein Wochenblatt,
das bei beim Buchdrucker Wilhelm Walther in der Friedrichsburg erschien. Schon
1752 erhielt der Frankfurter Buchhändler Christoph Mutz die Erlaubnis, ein Inserate-
blatt für Mannheim unter dem Titel „Frag- und Anzeigsnachrichten“ herauszuge-
ben. In diesem Fall steht allerdings nicht fest, 0b die Blätter zur Ausgabe gelang-
ten, denn 1738 begründete ein anderer Buchhändler sein Gesuch um Konzessio-
nierung damit, daß in der ganzen Kurpfalz keine einzige Zeitung erscheine. Ver-
bürgt ist dagegen das Erscheinen des „Mannheimer Frag- und Anzeigsblatts“ seit
I741. Inhaber des Privilegs war zunächst ein gewisser Matthäus Bajer. Seit 1761
besorgte der Antiquarius Pfähler die Herausgabe.

Pfähler stellte 1770 den Antrag, die Konzession auf seine Söhne übertragen zu
dürfen. Das Gesuch wurde mit folgenden Auflagen bewilligt:

1. mußte er die amtlichen Verordnungen unentgeltlich aufnehmen;

2. die Rubrik der „gelehrten Sachen“ beibehalten;

3. die Preise der Lebensmittel und Landesprodukte anstatt der immer verspäteten
Liste der ankommenden Fremden angeben; ebenso

4. die Versteigerungen, und wenn dann

5. noch Raum übrig sein sollte, so hatte der Verleger ein vom „consilio medico“
approbiertes allgemeines Mittel für epidemische Krankheiten, auch Viehseuchen,
oder einen wohlgeratenen Versuch im Ackerbau, der Viehzucht, Baumpflanzung
und sonst dem gemeinen Wesen ersprießlichen Erfindung einzuschalten.
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Soweit der amtliche Pflichtteil. Ein vorliegendes Exemplar des „kurfürstlich gnädigst
privilegierten Mannheimer Frag- und Anzeigsblatts“ vom 3. Juli 1789 läßt erken-
nen, daß der größte Teil des vierseitigen Blättchens von privaten Annoncen aus-
gefüllt wurde: Ein Fabrikant preist Regenschirme an, eine Witwe möchte ihr Haus
verkaufen, zwei Händler haben Mineralwasser vorrätig, fünfmal sind Wohnungen
und Zimmer zu vermieten, gleich achtmal werden Kredite zwischen 200 und 2000
Gulden angeboten, ein junges Frauenzimmer sucht eine Stelle im Haushalt, ein
Schiffer bietet Mitfahrgelegenheit bis Düsseldorf und der Lotterie-Einnehmer gibt
die Ziehung bekannt.

Berichte über die welterschütternden Ereignisse des Jahres I789, über die
Konstituante in Frankreich, den Sturm auf die Bastille, die Abschaffung des Feu-
dalsystems, wird man in den Spalten des „Mannheimer Frag- und Anzeigsblatts“
vergeblich suchen. Auch sonst findet sich kein einziges Wort über politische oder
lokale Ereignisse. Das Frag- und Anzeigsblatt war ein reines Verordnungs- und
Anzeigenblatt. Es gehörte in die Kategorie der sogenannten Intelligenzblätter, die
nicht etwa besonders hohe geistige Anforderungen an den Leser stellten, sondern
ihre Bezeichnung dem lateinischen Wort intellegere = Einsicht nehmen verdank-
ten.

Wochenblatt / Mannheimer Frag- und Anzeigsblatt
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Der Redakteur der „Mannheimer Zeitung“ - hier die Ausgabe vom
9. September 1801 - besorgte zugleich die Zensur für die Kurpfalz.
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Mannheimer Zeitung
(Jan. 1767 - Okt. 181O)

„Man liefert heute das erste Zeitungsblatt, welches jemals hier gedruckt wurde“,
behauptete der Hofrat Andreas Lamey, als er am 1. Januar 1767 die erste Num-
mer der „Mannheimer Zeitung“ herausbrachte. Damit übersah er offensichtlich die
Existenz des „Mannheimer Frag- und Anzeigsblatts“, das bis 1803 erschien. Ver-
mutlich hat er das Anzeigenblatt nicht zu den Zeitungen gerechnet. Das wäre
allerdings blanker Hochmut gewesen, denn wer sich Lameys „Mannheimer Zei-
tung“ hielt, war nicht viel besser informiert. Seine wichtigste Aufgabe sah das
Blatt darin, „alle an dem hiesigen Churfürstlichen Hof vorfallenden Veränderungen,
Staatsgepränge, Beförderungen und Lustbarkeiten mitzuteilen“. Ferner sollten die
Leser „von Woche zu Woche von dem Hochschätzbaren Wohlseyn ihres theuersten
Landesvaters und der geliebtesten Landesmutter die gesichertste Nachricht ha-
ben können“.

Die Redaktion des Blattes lag in den vertrauenswürdigsten Händen. Andreas Lamey
war nicht nur Sekretär der kurpfälzischen Akademie der Wissenschaften, sondern
besorgte seit 1768 auch die Zensur aller verdächtigen Bücher und Zeitungen. Der
Redakteur der „Mannheimer Zeitung“ war also zugleich sein eigener Zensor. Oder
umgekehrt: Der Zensor schrieb die Zeitung selbst.

Lameys Hofblatt, an dem auch der kurfürstliche Hofhistoriograph Christoph Jacob
Kremer mitwirkte, erschien zunächst zweimal wöchentlich. Ab 1778 kam es dann
dreimal wöchentlich heraus. Im selben Jahr verlegte der Kurfürst Karl Theodor die
Residenz von Mannheim nach München. Seine ungeliebte Gemahlin und die Akade-
mie, in deren Druckerei die „Mannheimer Zeitung“ hergestellt wurde, ließ er zu-
rück. Das war so ziemlich das einzige, was Mannheim vom alten Glanz verblieb. Für
das Wirtschaftsleben der Stadt war der Wegzug des Hofes verständlicherweise ein
schwerer Schlag. Auch für das Erscheinen einer Zeitung, die ihre Spalten mit Hof-
berichten und Anzeigen füllte, waren die Umstände nicht sonderlich günstig. Ver-
mutlich hatte das dreimalige Erscheinen der „Mannheimer Zeitung“ ab 1778 politi-
sche Gründe. Die amerikanischen Kolonisten führten gerade ihren Unabhängigkeits-
krieg gegen die englische Krone, und im benachbarten Frankreich gärte es bereits
gewaltig. Der kurfürstliche Landesvater wird wohl Wert darauf gelegt haben, daß
bei den stürmischeren Zeiten seine Landeskinder aus berufenem Munde über die
Segnungen der angestammten Herrschaft aufgeklärt wurden.

Das viermalige Erscheinen der „Mannheimer Zeitung“ ab 1792 stand ganz offen-
sichtlich im Zusammenhang mit den politischen Ereignissen. Es war das Jahr, in
dem die französischen Revolutionssoldaten das linksrheinische Ufer besetzten und
dort ziemlich unsanft mit den alten Verhältnissen aufräumten. Die meisten Für-
sten liefen Hals über Kopf davon. Die Stadt Mainz, in der noch wenige Monate
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zuvor ein prunkvoller Fürstentag über vereinte Maßnahmen gegen das revolutio-
näre Frankreich beraten hatte, öffnete den Franzosen bereitwillig die Tore. Man
begrüßte sie als Befreier. Johann Forster und seine Freunde vom Mainzer Jakobiner-
klub gründeten die erste deutsche Republik, die von Landau bis Bingen reichte.
Der geflüchtete Kurfürst von Mainz ließ unterdessen aus der Ferne durch seine
Akademie die Preisfrage stellen, auf wievielerlei Arten man die Untertanen über-
zeugen könne, daß sie unter einer weisen, gerechten und milden Regierung leb-
ten... .

Mannheimer Zeitung
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Das „Journal politique de Mannheim“ vom 2. Januar 1809.
Französisch war damals die Sprache der Höfe und der Gebildeten.
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Gazette des Deux-Ponts
Journal politique de l’Europe

Journal politique de Mannheim
Nouvelles litteraires et politiques

(Jan 1794 - Okt. 1810)

Die revolutionären Umwälzungen in den linksrheinischen Gebieten bescherten der
Quadratestadt, die damals etwa 18000 Einwohner zählte, neben der „Mannheimer
Zeitung“ eine zweite Zeitung mit politischem Charakter. Es handelte sich um die
„Gazette universelle de politique et de litterature des Deux-Ponts“, die seit 1769
in Zweibrücken erschien und weite Verbreitung an den Höfen und bei den Gebilde-
ten Süddeutschlands genoß. Das Blatt erschien seit I786 täglich. Sein Herausge-
ber war Jean Pierre Solome, Geheimer Rat des Herzogs Karl-August von Zweibrük-
ken. Der „verkommene Lüstling“ Karl-August gehörte zu jenen Potentaten, die vor
den Revolutionssoldaten das Weite suchten. Im Februar 1793 setzte er sich auf
das rechte Rheinufer ab und hoffte bei seinem Verwandten, dem ebenfalls
revolutionsgeschädigten Kurfürsten von der Pfalz, auf bessere Zeiten. Sein Zeitungs-
macher Solome folgte ihm ein halbes Jahr später. Am 6. November 1793 bean-
tragte Solome das Privileg für die weitere Herausgabe der „Gazette des Deux-
Ponts“ in Mannheim. Schon neun Tage später wurde dem Antrag stattgegeben.
Seit Januar 1794 wurde die „Gazette des Deux-Ponts“ von Mannheim aus ver-
schickt.

Die Belagerung Mannheims durch die kaiserlichen Truppen verhinderte vom 13. bis
zum 25. November 1795 das Erscheinen der Zeitung, „parce que les nouvelles
nous ont totalement manque“ (weil uns die Nachrichten völlig gefehlt haben).
Weitere Gründe für das Nichterscheinen dürften das mörderische Bombardement
gewesen sein, das die Stadt in Schutt und Asche legte, und die Blockade des
Vertriebs, denn die wenigsten Leser des Elite-Blattes saßen in Mannheim. Am 11.
September brachte die „Gazette des Deux-Ponts“ nachträglich ein „Supplement“
mit solchen Nachrichten, „die uns während des Aufenthalts der Franzosen in Mann-
heim nicht erreichen konnten“.

Die „Gazette des Deux-Ponts“ war anspruchsvoller, aber nicht minder fürstentreu
als die „Mannheimer Zeitung“. Bei den Franzosen erfreute sich das
französischsprachige Blatt vielleicht der Beachtung, aber keiner Beliebtheit. Sie
witterten in ihm nicht zu Unrecht den Anwalt legitimistischer Interessen. Als Solome
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1797 den Markgrafen von Baden darum ersuchte, den Verlag nach Kehl verlegen
zu dürfen - die Druckerei und die Redaktion sollten sich sogar in Straßburg befin-
den - lehnte die markgräfliche Regierung kategorisch ab. Baden wollte seine Bezie-
hungen zu Frankreich nicht unnötig durch Begünstigung eines solchen Blatts bela-
sten. Ein Jahr später wurde die „Gazette des Deux-Ponts“ in Straßburg verboten,
weil sie angeblich schweizerische Interessen vertrat und unter dem Namen einer
französischen Stadt erschien (Deux-Ponts = Zweibrücken war 1798 mit dem öster-
reichischen Verzicht auf die linksrheinischen Gebiete an Frankreich gelangt). Solome
änderte deshalb den Titel im Juli 1798 in „Journal politique de l’Europe, faisant
suite a la Gazette des Deux-Ponts“.

Solome wohnte zu dieser Zeit nicht mehr in Mannheim, sondern war nach Heidel-
berg gezogen. Er dürfte sich in der Stadt, in der seine Zeitung erschien, nie son-
derlich heimisch gefühlt haben: Der Standort zweier fürstentreuer Blätter war eine
Hochburg der Rebellion. Ende Januar 1798 geriet die Stimmung in der Stadt auf
den Siedepunkt. Die leitenden Behörden rieten dem Kurfürsten zu militärischen
Maßnahmen, um „der täglich auch hier zweideutig werdenden Stimmung der Bür-
gerschaft“ notfalls mit Waffengewalt entgegentreten zu können. Als es am 25.
Januar so aussah, als wollten die Franzosen erneut zum Sturm auf die Festung
Mannheim antreten - sie hatten es in Wirklichkeit nur auf die Rheinschanze am
anderen Ufer abgesehen - schrie die Bevölkerung in den Straßen der Stadt bereits
begeistert „Ca ira!“

Eine Schweizer Zeitung - nicht etwa die „Gazette des Deux-Ponts“ oder die ‚‘Mann-
heimer Zeitung“ - brachte am 21. März 1798 eine Meldung aus Paris, wonach
Deputierte aus Mannheim beim Direktorium die Republikanisierung der Pfalz und
ihre Vereinigung mit Frankreich betrieben. Andere wollten wissen, daß lediglich der
Anschluß Mannheims an Frankreich beabsichtigt sei, und daß zu diesem Zweck
eine Petition mit 400 Unterschriften nach Paris abgegangen sei. Aktenkundig, da
von der Polizei konfisziert, ist eine Flugschrift aus diesem Jahr, in der den
Mannheimern der Anschluß an das große fortschrittliche Nachbarland schmack-
haft gemacht wurde.

Die großen Erwartungen, die damals der überwiegende Teil der Mannheimer Bür-
gerschaft in Frankreich setzte, waren freilich von der Entwicklung bereits über-
holt. Die aufsteigende Phase der Revolution war 1795 mit dem Machtantritt des
Direktoriums abgeschlossen worden. Im Direktorium übte jene Teile des Bürger-
tums den bestimmenden Einfluß aus, die nicht mehr den Umsturz, sondern den
Ausgleich mit der europäischen Feudalordnung anstrebte.

Diese Abkehr von den alten revolutionären Zielen wurde offenbar, nachdem die
Franzosen am 1. März 1799 durch einen Handstreich wieder in den Besitz der
Festung Mannheim gekommen waren. Zwei Tage nach der Einnahme erließ der
kommandierende General Bernadotte ein Dekret, das noch recht revolutionär klang.
Außerdem stellte er besondere Redner an, um die Bevölkerung mit den Grundsät-
zen der republikanischen Ordnung vertraut zu machen. Der Kurfürst protestierte

Gazette des Deux-Ponts / Journal politique de l‘Europe
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in Paris. Das Direktorium beruhigte den pfälzischen Gesandten: Es bestehe „eben-
sowenig die Absicht, das Land zu revolutionieren, wie es zu erobern“. Der franzö-
sische Außenminister Talleyrand richtete an Bernadotte die Aufforderung, das
kurpfälzische Gebiet mit der Achtung und Schonung zu behandeln, „die das Direk-
torium gegen einen Fürsten beobachten will, den es von seinem Vorgänger zu
unterscheiden weiß und von dem es ganz verschiedenes Betragen erwartet“.

Diese Erklärung, die zwischen „guten“ und „schlechten“ Fürsten unterschied, wandte
sich von den ursprünglichen Prinzipien der Revolution ab. Wer fortan noch in Mann-
heim auf die Beseitigung des einheimischen Systems mit Hilfe Frankreichs hoffte,
machte sich Illusionen.

Kurfürst Karl Theodor war am 16. Februar 1799 in seiner neuen Residenz München
gestorben. Da er keine legitimen Kinder hinterließ, fiel die Kurpfalz an die Zwei-
brücker Linie des Hauses Wittelsbach. Der geflüchtete Herzog vor Zweibrücken,
Karl-August, hatte bereits 1795 das Zeitliche gesegnet. In die Erbfolge trat daher
dessen jüngerer Bruder Max Joseph, der schon 1790 beim Ausbruch der Revoluti-
on aus Straßburg geflohen war und bis I797 in Mannheim lebte. Es war dieser Max
Joseph, der gerade erst den kurpfälzischen Thron bestiegen hatte, auf den sich
Talleyrands oben zitierte Worte bezogen.

Solomes „Journal de l’Europe“ gewann mit dem Regierungsantritt von Max Joseph
noch an Gewicht. Das exilierte Blatt konnte sich jetzt als Regierungsorgan be-
trachten. Das erlegte freilich auch Verpflichtungen auf. Solange die Kurpfalz einen
quasi-neutralen Kurs zwischen Frankreich und dem kaiserlichen Lager beachtete,
durfte das „Journal de l’Europe“ keine Berichte bringen, die Frankreich verletzen
konnten. Auf der anderen Seite verstand es sich von selbst, daß die Zeitung mit
den alten Mächten sympathisierte.

Am 1O. August 1799 erhielt Solome von Max Joseph ein neues Privileg für die
Herausgabe seiner französischsprachigen Zeitung mit dem Titel „Journal politique
de Mannheim“. Solomes Absicht, eine eigene Druckerei und einen Verlag zur Her-
ausgabe der Zeitung und anderer Werke zu gründen, stieß auf den Widerstand der
eingesessenen Drucker. Sie erinnerten den Kurfürsten daran, daß auf dem Höhe-
punkt der Residenz drei Buchhandlungen und eine Druckerei für die Bedürfnisse
der Stadt genügt hätten. Heute teilten sich dagegen sieben Buchhandlungen und
zwei Druckereien in den kleiner gewordenen Kuchen. Sie warfen Solome ferner vor,
daß er Ausländer sei, keine Lehre absolviert habe und Verachtung für Mannheim
bezeugt habe, indem er die Zeitung an anderen Orten zu etablieren versuchte. Die
kurpfälzische Regierung forderte darauf Solome zu einer Stellungnahme auf. Ins-
geheim dürfte die Entscheidung schon festgestanden haben; nicht umsonst ver-
fügte Solome über die besten Beziehungen zu dem neuen Fürsten. Am 2. Februar
1801 erging denn auch ein kurfürstlicher Beschluß, der Solome sowohl den Druck
und Verlag seiner „mit Beifall zum Vortheile des Staates“ erscheinenden Zeitung
als auch anderer Werke in eigener Regie gestattete.

Solome kam nicht mehr dazu, von dieser Erlaubnis Gebrauch zumachen. Er starb

Journal politique de Mannheim
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im gleichen Jahr. „In Erwägung der allgemein anerkannten Verdienste, dann der
unserem Hause in vorigen Zeiten geleisteten Dienste des Rats Solome“ gewährte
der Kurfürst seiner Witwe und den Kindern die Fortführung des Blattes.

Bei der Entschädigung der deutschen Fürsten für die Verluste auf linksrheinischer
Seite durch den Reichsdeputationshauptschluß wurde der größte Teil der restli-
chen Kurpfalz mit den Städten Mannheim und Heidelberg am 3. November 1802
dem Großherzogtum Baden zugeschlagen. Der ehemalige Kurfürst Max Joseph
durfte sich mit der neuen Würde eines Königs von Bayern schmücken.

Außer völlig zerrütteten Finanzen brachte Mannheim einen Aktivposten in das
neue Großherzogtum Baden ein, nämlich zwei tonangebende politische Blätter in
Gestalt des „Journal politique de Mannheim“ und der „Mannheimer Zeitung“, de-
nen sich 1808 die „Rheinische Bundes-Zeitung“ zugesellte. Nicht die Residenz
Karlsruhe, sondern die kurpfälzische Ex-Residenz an Rhein und Neckar beherberg-
te die führenden Zeitungen Badens und des deutschen Südwestens. Am Journal
politique wirkte zur Unterstützung der Witwe Solome seit 1801 Ernst Andreas
Lamey, der Sohn des kurpfälzischen Hofrats und Begründers der „Mannheimer
Zeitung“. Dem Redakteur Lamey war noch zu kurpfälzischen Zeiten die Anstellung
und Versorgung im Staatsdienst versprochen worden, wahrscheinlich im Hinblick
auf bessere Tage, denn der Großteil der kurpfälzischen Beamtenschaft nagte da-
mals infolge zu geringer oder ausbleibender Bezüge am Hungertuch. Der badische
Großherzog als neuer Landesherr entschädigte Lamey dann, indem er ihm 1806
die Fortführung der „Mannheimer Zeitung“ seines Vaters übertrug, der 1802 ge-
storben war. 1807 erhielt Lamey das Verlagsrecht der Zeitung für weitere dreißig
Jahre und außerdem den Titel eines großherzoglichen Rats.

Lamey scheint einen gesunden Appetit auf Pfründen entwickelt zu haben. Erfolg-
los bemühte er sich darum, das ausschließliche Privileg für die Herausgabe einer
deutschsprachigen politischen Zeitung zu erhalten, was die Ausschaltung der „Rhei-
nischen Bundes-Zeitung“ bedeutet hätte. 181O versuchte er, sich das Druck-Privi-
leg zu sichern, wogegen jedoch die Druckerei Kaufmann und die Hospitaldruckerei
auftraten.

Solange Lamey beim Journal politique die Feder führte, sind keine Beschwerden
von französischer Seite bekannt geworden. Erst nach seinem Weggang 1806 ge-
riet das Blatt ins Visier der napoleonischen Kritik. Im März 1807 beschwerte sich
der französische Gesandte in Karlsruhe, der zu den wichtigsten Persönlichkeiten
am Hofe gehörte, über einen Artikel, der den Interessen Frankreichs abträglich sei.
Dies wiederholte sich im Januar 1808. Der neue Gesandte August Talleyrand (seit
März 1808) studierte das führende Blatt des Großherzogtums erst recht mit Ar-
gusaugen. Als das Journal politique am 8. Mai ein Rundschreiben des Papstes ab-
druckte, fand Talleyrand dadurch den Willen Napoleons verletzt, der sich jede
öffentliche Erörterung seiner Händel mit der Kurie verbeten hatte. Der badische
Minister von Edelsheim beschwichtigte ihn mit der Zusage, das Blatt auf acht Tage
verbieten zu lassen, was dann aber offensichtlich doch nicht erfolgt ist. Die Ange-

Journal politique de Mannheim
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Auf Verlangen der Franzosen mußte die badische Regierung das „Jour-
nal politique“ verbieten, gestattete aber zugleich die Fortführung des

Blattes als „Nouvelles litteraires et politiques“ - hier die erste Ausgabe
vom 11. März 1809.
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legenheit drang bis zu Napoleon, der den Wunsch äußerte, daß entlang der Grenze
überhaupt keine Zeitung mehr in französischer Sprache erscheine. Die badische
Regierung packte die Franzosen an ihrem bürgerlichen Portepee: Sie rechnete vor,
welche Kosten ihr das Verbot einer privilegierten Zeitung durch Entschädigung
des Eigentümers bereiten würde. Freilich, falls der Kaiser dennoch auf der Unter-
drückung des „Journal politique de Mannheim“ bestehe, so werde ihm der Groß-
herzog als erneuten Beweis seiner Ergebenheit auch dieses Opfer bringen...

Auf Verlangen der Franzosen mußte die badische Regierung das „Journal politique“
verbieten, gestattete aber zugleich die Fortführung des Blattes als „Nouvelles
litteraires et politiques“ - hier die erste Ausgabe vom 11. März 1809.

Zu seinem Pech erschien das Journal politique in französischer Sprache. Wahr-
scheinlich wäre es sonst nicht so häufig ins Visier der Franzosen geraten. Am Ende
mußte es sogar für einen Faux pas büßen, den die am gleichen Ort erscheinende
„Rheinische Bundes-Zeitung“ beging. Diese hatte am 3. Dezember 1808 einen
Artikel über die Schlacht von Eylau verbreitet, der die Bemerkung enthielt, Ruß-
land und Preußen hätten den Vorteil ihres „Sieges“ nicht ausgenutzt, und dem
Zaren verblümt vorwarf, er habe sein Treuewort gegenüber Preußen nicht gehal-
ten. Der Artikel wurde von anderen Zeitungen aufgenommen und vergrämte so-
wohl in Paris wie in Petersburg, Die Franzosen verdächtigten sogleich das Journal
politique der Urheberschaft und erzwangen dessen Suspension. Nachdem die „Rhei-
nische Bundes-Zeitung“ als Sündenbock ermittelt war, wurde auf Betreiben des
französischen und russischen Gesandten auch dieses Blatt verboten. Die anfäng-
lich erteilte Erlaubnis zum Weitererscheinen des Journal politique mußte von der
badischen Regierung wieder zurückgenommen werden, weil die Franzosen auf der
Unterdrückung beharrten. Die badische Regierung wußte sich jedoch zu helfen. Sie
tat der Form Genüge, indem sie ihre diplomatische Postille ab 11. März 1809 den
Titel „Nouvelles littéraires et politiques“ annehmen ließ. Das Blatt war außerdem
gehalten, zumindest an den Anfang eine literarische Nachricht zu stellen.

Die Titeländerung scheint einige Leser irritiert zu haben. Die Witwe Solome bat im
September 1810 darum, die Bezeichnung „Journal de Mannheim“ verwenden zu
dürfen. Sie habe wegen des veränderten Titels ein Drittel der Abonnenten verlo-
ren, nämlich 200 von insgesamt 600 im Jahre 1806. - Eine recht interessante
Mitteilung, die eine Vorstellung von der damaligen Auflagenhöhe und dem Bezieher-
kreis politischer Blätter vermittelt.

Die Bitte der Witwe Solome um erneute Titeländerung wurde abgeschlagen. Die
Tage der Zeitung waren ohnehin gezählt. Kurz darauf erregten einige unvorsichti-
ge, aber durchaus zutreffende Notizen der Freiburger Zeitung über den Kriegs-
verlauf derart den Unwillen Napoleons, daß er die ganze badische Presse auf einen
Schlag verbieten ließ.

Nouvelles littéraires et politiques



32SeiteUdo Leuschner, Vom Intellligenzblatt zur demokratischen Kampfpresse

Die erste Ausgabe der „Rheinischen Bundes-Zeitung“
vom 1. Januar 1808
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Seite 2 der „Rheinischen Bundes-Zeitung“ vom 1. Januar 1808
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Seite 3 der „Rheinischen Bundes-Zeitung“ vom 1. Januar 1808
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Die vierte und letzte Seite  der „Rheinischen Bundes-Zeitung“
vom 1. Januar 1808



36SeiteUdo Leuschner, Vom Intellligenzblatt zur demokratischen Kampfpresse

Rheinische Bundes-Zeitung
Rheinische Correspondenz

(Jan. 1808 - Okt. 181O)

Die „Rheinische Bundes-Zeitung“, die seit 1. Januar 1808 täglich erschien, konnte als
deutschsprachiges Pendant zum „Journal politique de Mannheim“ gelten. Auch sie war
ein erstaunlich gut informiertes Blatt, das ungeachtet der scharfen französischen Über-
wachung einen weitaus größeren Horizont erschloß als etwa die alte „Mannheimer
Zeitung“. Manchmal konnte man fast Zweifel haben, ob die Zeitung über den pflicht-
schuldigen Respekt vor Napoleon hinaus vielleicht doch gewisse Sympathien für die
neue Ära empfand. Bei ihren Lesern führte sie sich mit folgenden Worten ein:

In acht Jahren hat der rasche, immerstrebende Geist Napoleons der Ordnung der
Dinge eine solche veränderte Gestalt gegeben, wozu in dem gewöhnlichen Gange
der Zeiten Jahrhunderte nöthig gewesen wären. So wie in den glänzendsten Zeiten
Roms, als es beinahe die Welt unter sein Gesetz bog, schritten die Gallier von Siege
zu Siege fort. Eine Macht nach der andern ward verschlungen; Könige entsetzt,
neue auf den Thron erhoben. Deutschland ward neu umgeschaffen, der Rhein die
Grenze, alle Bisthümer säkularisiert, und weltliche Besitzer damit vergrößert. Deut-
sche Fürstenthümer sind verschwunden, und Königreiche daraus geworden. - Hin-
über sind diese Begebenheiten, der Strom der Zeiten hat sie mit sich fortgerissen.
Staunend steht der Beobachter, und sieht mit erhabener Bewunderung ihnen nach,
erspähend den Wechsel der Zeiten, den Gang des eisernen Schicksals. Eine neue
wichtigere Epoche hat die alte verdrängt, und die Politik Europas neu gestaltet; aber
noch steht der Schleier der Zukunft noch unenthüllt da, und die neue Gestalt hat sich
noch nicht befestigt. Ein heftiger, ja der heftigste, der schrecklichste Kampf beginnt
jetzt erst zwischen dem neuen Rom und Karthago. Wie er sich endet, welche Resul-
tate erfolgen werden? - das wird die kommende Zeit entscheiden.

Trotz der respektvollen Sprache vor Frankreich und Napoleon war die „Rheinische
Bundes-Zeitung“ ein loyales Blatt, das dem badischen Großherzog treu ergeben war.
Der politische Standort der Zeitung ergab sich schon daraus, daß sie - wie das Journal
politique und alle anderen Blätter - „mit allergnädigstem Privilegium“ erschien. Die letzt-
endliche Verantwortung für den Inhalt lag damit bei der badischen Regierung. Wenn sie
mal wider den Stachel der Fremdherrschaft löckte, so war dies entweder ein Lapsus,
der dem Ungeschick des Redakteurs entsprang, oder ein kalkuliertes Risiko, mit dem
die badische Diplomatie gewisse Reserven gegenüber der Politik Frankreichs andeuten
wollte.

Die „Rheinische Bundes-Zeitung“ war wie das Journal politique ein Elite-Blatt. Die
Rangordnung der damals in Mannheim erscheinenden Zeitungen ließ sich am Preis
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Eine Ausgabe vom 3. Januar 1810, nachdem die „Rheinische Bundes-
Zeitung“  in „Rheinische Correspondenz“ umbenannt worden war.
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des Abonnements ablesen: Das „Journal politique de Mannheim“ (7 Ausgaben
wöchentlich) kostete jährlich 11 Gulden, die „Rheinische Bundes-Zeitung“ (eben-
falls 7 Ausgaben) 9 Gulden 34 Kreuzer. Die „Mannheimer Zeitung“ (4 Ausgaben)
dürfte bereits erheblich billiger gewesen sein, denn 182I, als sie täglich heraus-
kam, kostete sie nur 7 Gulden. Das „Mannheimer Intelligenzblatt“ gar, das zu Zei-
ten Napoleons zweimal in der Woche herauskam, war mit 1 Gulden 48 Kreuzer das
erschwinglichste Blatt. Freilich entbehrte es auch jeder politischen Information.
Die Unterrichtung über politische Vorgänge war an das Privileg von Besitz und
Bildung geknüpft, über das in Mannheim nur eine Minderheit aus Adel, hoher Beam-
tenschaft und wohlhabendem Bürgertum verfügte.

Ein unbotmäßiger Artikel über die Schlacht von Eylau, der die Regierung in Paris
vergrätzte, führte am 9. Februar 1809 zum Verbot der „Rheinischen Bundes-
Zeitung“. Die badische Regierung machte sich indessen nur widerwillig zum Voll-
strecker der französischen Wünsche: Schon ab 3. März erschien das Blatt unter
dem neuen Titel „Rheinische Correspondenz“ in ansonsten unveränderter Aufma-
chung weiter. Der französische Gesandte in Karlsruhe durchschaute dieses Manö-
ver ohne jeden Zweifel. Aber dem Buchstaben war damit Genüge getan.

Am 2I. März 1809 geriet sogar die alte „Mannheimer Zeitung“, deren politische
Berichterstattung hauptsächlich darin bestand, gekrönten Häuptern Kränze zu flech-
ten, in den Ruch subversiver Nachrichtengebung. Sie übernahm einer Artikel aus
der Wiener Hofzeitung, der den spanischen Verteidigern von Saragossa heldenhaf-
ten Widerstand bescheinigte. Der französische Gesandte fand dies höchst krän-
kend für die Waffenehre seines Landes und forderte das Verbot der „Mannheimer
Zeitung“. Auch diesem Ansinnen konnte sich die badische Regierung erfolgreich
widersetzen.

Der 27. Oktober 181O brachte dann das Verbot sämtlicher politischer Zeitungen
in Baden durch großherzogliches Dekret. Napoleon hatte diesmal seinen Willen
energisch durchgesetzt. Er war es leid, eine Vielzahl von Blättern kontrollieren zu
müssen, die immer wieder gegen das Gebot verstießen, Nachrichten über die aus-
wärtige Politik ausschließlich dem regierungsamtlichen Pariser „Moniteur“ zu ent-
nehmen. Eine einzige Zeitung, die in Karlsruhe unter den Augen der Regierung
redigiert werde, genüge für die Bedürfnisse Badens vollkommen, schrieb Napoleon
seinem Karlsruher Gesandten. „Dann werden all die Schmähungen und böswilligen
Ausstreuungen, denen die französische Regierung ausgesetzt ist, aufhören.“ In
Darmstadt und entlang der übrigen Grenze solle man genauso verfahren.

Mit einem Schlag verschwanden die „Nouvelles litteraires et politiques“, die „Rhei-
nische Correspondenz“ und die „Mannheimer Zeitung“. In ganz Baden durfte nur
die Karlsruher Zeitung weiter erscheinen, die ab 1. Januar 1811 den Titel „Groß-
herzogliche Badische Staatszeitung“ erhielt und direkt dem Ministerium des Aus-
wärtigen unterstellt wurde. Die Redaktion der Staatszeitung übernahm Ernst An-
dreas Lamey, der von 1801 bis 1806 das Journal politique und zuletzt die „Mann-
heimer Zeitung“ geleitet hatte.

Rheinische Bundes-Zeitung / Rheinische Correspondenz
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Badisches Magazin
(März 1811 - Dez. 1813)

Auf Verlangen Napoleons mußte die großherzogliche Regierung am 27. Oktober
181O sämtliche politischen Zeitungen in Baden verbieten - mit Ausnahme der
„Karlsruher Zeitung“, die ab 1. Januar 1811 den Titel „Großherzogliche Badische
Staatszeitung“ annahm und direkt dem Ministerium des Auswärtigen unterstellt
wurde. Dadurch verschwanden in Mannheim gleichzeitig die „Nouvelles litteraires
et politiques“, die „Rheinische Correspondenz“ und die „Mannheimer Zeitung“.

Für die Druckerei von Kaufmann und Friedrich in L 2, 7, die aus dem 1795 konzes-
sionierten Buchladen von Ferdinand Kaufmann hervorging, war die Unterdrückung
dieser drei Zeitungen ein harter Schlag. Zur Entschädigung gestattete ihr die badi-
sche Regierung, ein unpolitisches literarisches Blatt unter dem Titel „Badisches
Magazin“ herauszugeben. Die erste Nummer des täglichen Magazins erschien am
1. März 1811. Das letzte erhaltene Exemplar datiert vom 31. Dezember 1813.
Danach scheinen die Mannheimer mit dem „Mannheimer Intelligenzblatt“ gänzlich
auf geistige Schmalkost gesetzt worden zu sein.
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Das „Mannheimer Intelligenzblatt“ - hier die Ausgabe vom 17. Januar
1812 - stellte nicht etwa besondere Anforderungen an die Intelligenz
seiner Leser, sondern hieß so, weil es ein reines Anzeigenblatt war.
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Mannheimer Intelligenzblatt
Mannheimer Tageblätter
Mannheimer Tageblatt
Mannheimer Journal

(Mai I1790 - März 1887)

In der Druckerei des Katholischen Bürgerhospitals in E 6,2 neben der Spitalkirche
erschien seit 4. Mai 1790 das „Mannheimer Intelligenzblatt“. Die Intelligenzblätter
hießen so, weil sie reine Anzeigenblätter waren (lat. intellegere = Einsicht neh-
men). Sie wandten sich also keineswegs an ein besonders intelligentes Publikum,
sondern waren im Gegenteil geistig anspruchslose Druckerzeugnisse.

Es mag verwundern, daß eine karitative Einrichtung sich eine Druckerei und einen
Verlag zulegte, um darin eine Zeitung und andere Werke herauszugeben. Die ka-
tholischen Institutionen wurden damals aber von dem Jesuitenzögling Karl Theo-
dor in jeder Hinsicht begünstigt. So wie sich in der Person des Kurfürsten allerlei
Laster mit Bigotterie paarten, verband die katholische Kirche ihren himmlischen
Auftrag mit einem ausgeprägten irdischen Erwerbsstreben. In seiner Studie zur
Geschichte der Stadt Mannheim zur Zeit ihres Überganges an Baden erwähnt Karl
Hauck „das durch die Stiftung der Rätin Winkopp reich dotierte Bürgerhospital,
das sich zum großen Teile aus eigenen Mitteln erhalten konnte, weil es außer den
reichen Fonds noch ein ausgedehntes Verlagsrecht besaß“. Hauck fährt fort: „In
seinem inneren Wesen aber entsprach es der hohen Aufgabe, die es zu erfüllen
hatte, so wenig, daß mancher arme Kranke den wöchentlichen Taler, der ihm von
der ‚katholischen Gesellschaft‘ bei Krankheitsfällen gespendet wurde und den er
bei häuslicher Pflege verzehren konnte, der kalten und meist gefühllosen Hilfe
vorzog, die ihn im Hospital erwartete.“

Die Konzession zu einer Druckerei war dem Bürgerhospital 1789 verliehen wor-
den, also im Jahr vor dem erstmaligen Erscheinen des „Mannheimer Intelligenz-
blatts“. 1807 ging auch die akademische Druckerei in den Besitz des Bürgerhospitals
über. Das Intelligenzblatt erschien zunächst einmal, ab 1792 dann zweimal wö-
chentlich und hatte bis 1803 das ältere Frag- und Anzeigsblatt verdrängt.

Unpolitische Anzeigenblätter blieben von der napoleonischen Verbotswelle des
Jahres 181O verschont. Das war der Grund, weshalb das „Mannheimer Intelligenz-
blatt“ als einzige Zeitung am Ort überlebte und sich später mit der Gloriole der
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ältesten Mannheimer Zeitung schmücken konnte. Genau besehen war diese „Tra-
dition“ alles andere als schmeichelhaft. Seine ungebrochene Existenz, die sich über
den späteren „General-Anzeiger“ und die „Neue Mannheimer Zeitung“ bis zum
heutigen „Mannheimer Morgen“ verfolgen läßt, beruhte auf einer opportunisti-
schen Grundhaltung. Nur deshalb überdauerten das Intelligenzblatt und seine Nach-
fahren alle politischen Konjunkturen.

Hier die Entwicklungs-Stadien des Intelligenzblatts im engeren Sinne, das vom
Katholischen Bürgerhospital gedruckt und verlegt wurde:

Jahr    Titel                                     Ausgaben wöchentlich

1790   Mannheimer Intelligenzblatt     1
1792   Mannheimer Intelligenzblatt     2
1819   Mannheimer Tageblätter            3
1825   Mannheimer Tageblätter            6
1836   Mannheimer Tageblatt             6
1837   Mannheimer Journal             6
1887   Zusammenlegung des Mannheimer Journals mit dem
           nationalliberalen „General-Anzeiger“ von Dr. Haas

In Inhalt und Aufmachung glich das „Mannheimer Intelligenzblatt“ dem älteren
Frag- und Anzeigsblatt. Es enthielt die Mitteilungen geschäftlicher und amtlicher
Art, die für das wirtschaftliche und öffentliche Leben Mannheims von Bedeutung
waren. Die Aufnahme politischer Nachrichten war den Intelligenzblättern bis 1819
ausdrücklich untersagt. Es gab zwar die Spalte „Innländische Nachrichten“, aber
deren Gehalt beschränkte sich auf Beweihräucherungen der großherzoglichen Fa-
milie, etwa die Geburt eines Thronfolgers und das anschließende Befinden der
Landesmutter.

Als Beispiel für die vom „Mannheimer Intelligenzblatt“ dargebotenen „Innländischen
Nachrichten“ kann der Bericht dienen, den das Blatt im Januar 1812 über das
„Namensfest Ihrer kaiserl. Hoheit, der durchlauchtigsten Frau Großherzogin“ lie-
ferte. Weitschweifig wird geschildert, wie ein Pontifikalamt in der Stadtkirche statt-
fand, Böllerschüsse abgefeuert wurden, die örtlichen Honoratioren einen Ball ver-
anstalteten und im Gasthaus „zur Sonne“ ein Bild der allergütigsten Landesmutter
zur Verehrung durch die Untertanen freigegeben wurde:

In dem mit Guirlanden von Epheu ganz einfach aber geschmackvoll verzierten
Casinosaal des Gasthauses Sonne sahen wir unter einem Throne, von Blumen-
gewinden umkränzt, das gut getroffene Bild unserer verehrten Großherzogin auf die
Beweise unserer Liebe und Verehrung mit jener unbeschreiblichen Anmuth und Güthe
herunterblicken, womit sie sich während ihres Aufenthalts in Baden Sich alle Herzen
gewann.

Etwas vom Zeitgeist schimmerte in den „literarischen Anzeigen“ durch. So inse-
rierte die Buchhandlung Tobias Löffler zu Beginn des Jahres 1814 folgende Lektü-

Mannheimer Intelligenzblatt
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Die Ermordung Kotzebues wurde in den „Mannheimer Tageblättern“ vom
25. März 1819 zwar detailliert geschildert, doch ging das Blatt mit kei-

nem Wort auf den politischen Hintergrund der Tat ein.
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re: „Die Glocke der Stunde in 3 Zügen von E. M. Arndt“ für I Gulden, „Der Feldzug
von 1813 bis zum Waffenstillstand“ für 45 Kreuzer, „Die preußisch-russische Kam-
pagne im Jahre 1813“ für 40 Kreuzer und „Ernste Worte der Vaterlandsliebe an
alle welche Deutsche sind und bleiben wollen“ für 15 Kreuzer.

Ein Hauch Politik durchwehte sonst höchstens gelegentlich die amtlichen Bekannt-
machungen. So findet sich in einer Nummer des Jahres 1814 die Warnung vor
Verbreitung von Flugschriften, aus welchen die „schändliche Absicht“ hervorgehe,
„die Unterthanen zur Aufwiegelung gegen ihre Souverains zu reizen, und das wech-
selseitige für das Staatenwohl so nöthige und heilsame Band zwischen beiden
durch boshafte Hinstellung eines täuschenden Blendwerks zu schwächen“. Sol-
chen „Volksaufwieglern“ wurden harte Strafen und Kriegsgerichte in Aussicht ge-
stellt.

Lokale Nachrichten allgemeiner Art wußte das „Mannheimer Intelligenzblatt“ nur
ausnahmsweise zu vermelden. Das war beispielsweise am 25. März 1819 der Fall,
als die Zeitung unter der Überschrift „Tagesneuigkeit“ von der Ermordung des
Staatsrats August von Kotzebue durch den Studenten Karl Ludwig Sand berichte-
te. Sie vermied es dabei peinlichst, den politischen Hintergrund der Tat anzudeu-
ten, die sich nur einige Ecken weiter ereignet hatte. Am Zeitdruck lag dies gewiß
nicht, denn die „Tagesneuigkeit“ war bei ihrer Veröffentlichung bereits zwei Tage
alt.

Ab Januar 1819 nahm das Intelligenzblatt den Titel „Mannheimer Tageblätter“ an
und erschien, bei unveränderten Preisen, fortan dreimal wöchentlich. Es brachte
jetzt mehr allgemeine Artikel über Theater, Kunst, Literatur und zur bloßen Unter-
haltung. Am 17. August 1819 tauchte zum erstenmal die Rubrik „Politische Nach-
richten“ auf. Die Redaktion schuldete den Lesern dafür eine Erklärung und gab sie
gleich mit der ersten politischen Nachricht: „Das am 11ten d. M. erschienene groß-
herzogliche Staats- und Regierungsblatt enthält die höchste bundesherrliche Ver-
ordnung, daß den Localblättern, mit Ausnahme der Kreis-Anzeigeblätter, erlaubt
ist, politische Artikel aus den im Inlande erscheinenden Zeitungen aufzunehmen.“

Die Zulassung politischer Nachrichten in den Intelligenzblättern war eine Konse-
quenz der badischen Verfassung vom 22. August 1818. Die Verfassung änderte
im Prinzip wohl nichts an der Allmacht des Großherzogs, institutionalisierte jedoch
mit der Einrichtung der zweiten Kammer die politische Bewegung des Bürgertums.
Es gab nunmehr einen legalen politischen Raum, der sich nicht bloß auf die öffent-
liche Anteilnahme an der Geburt von Thronfolgern und den Namenstagen der groß-
herzoglichen Familienmitglieder beschränkte. Der Zusammentritt der badischen
Ständeversammlung 1819 veranlaßte die „Mannheimer Tageblätter“ denn auch,
in den Monaten April bis August 32 „Extra-Blätter“ herauszubringen, in denen sehr
detailliert über Personen, Reden, Beschlüsse und Etat-Zahlen berichtet wurde.
Ansonsten war die politische Berichterstattung jedoch noch immer sehr dürftig
und zusammenhanglos.

Ab Januar 1825 erschienen die „Mannheimer Tageblätter“ sechsmal wöchentlich.
Neben Gedichten trug jetzt auch der Fortsetzungsroman zur Unterhaltung bei.

Mannheimer Tageblätter
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Eine andere Serie versprach die „Chronologische und synchronistische Darstellung
der merkwürdigsten Weltbegebenheiten von Christi Geburt bis auf unsere Zeiten“.
Man merkte das Bestreben, die Leser bei der Stange zu halten und das Blatt etwas
anziehender zu gestalten. Dazu bestand auch Grund, denn der Bezugspreis hatte
sich - bei neu eingeführtem Halbjahresabonnement - praktisch verdoppelt. Außer-
dem war inzwischen mit der „Mannheimer Zeitung“ wieder ein Konkurrenzblatt auf
der lokalen Szene erschienen.

In den vierziger Jahren machte dem Blatt, das sich seit 1837 „Mannheimer Jour-
nal“ nannte, der große Erfolg der liberalen „Mannheimer Abendzeitung“ arg zu
schaffen, zumal ihm das „Mannheimer Morgenblatt“ auch noch die reaktionären
Leser wegnahm. Besorgt verfolgte der Vorstand des Katholischen Bürgerhospitals
die sinkende Auflage. 1845 beschloß er, lieber mit dem Zeitgeist zu paktieren als
das Blatt untergehen zu lassen. Der langjährige Redakteur Rudolph Schlicht bekam
den Laufpaß: Im Juni 1845 legte er „nach dem Willen des wohllöblichen Vorstan-
des des Katholischen Bürgerhospitals“ sein Amt nieder. Neuer Redakteur wurde
Gustav Struve, ein prominenter Vertreter der liberalen Bewegung in Mannheim und
Baden.

Titel der ersten Ausgabe des „Mannheimer Journal“ vom 1. Juli 1837

Mannheimer Journal
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Unter der Leitung von Gustav Struve gewann das „Mannheimer Journal“ tatsäch-
lich zahlreiche neue Leser. Unter ihnen befand sich allerdings auch der Zensor, der
dem Blatt bis dahin keine sonderliche Beachtung zu schenken brauchte. Die Stadt-
chronisten Feder und Walter sind übereinstimmend der Meinung, daß Struve erst
durch die maßlosen Schikanen des damaligen Zensors von Uria-Sarachaga ins La-
ger der entschiedenen Revolutionäre getrieben worden sei. Denkbar wäre es. Uria-
Sarachaga verstümmelte Struves Manuskripte in der willkürlichsten Weise. Wenn
Struve hinterher Beschwerde einlegte und die Kreisregierung zahlreiche Stellen
doch wieder freigab, waren die Artikel mittlerweile veraltet. Als Struve darauf die
Amtsenthebung des Zensors und die generelle Abschaffung der Zensur verlangte,
antworteten Uria-Sarachaga und die Kreisregierung mit Geldstrafen und
Konfiskationen. Struve revanchierte sich mit drei „Rekursschriften an das Publi-
kum“, in denen die von der Zensur gestrichenen Stellen in rotem Druck wiederge-
geben waren (Schriften über 20 Bogen unterlagen nach dem Bundesgesetz nicht
der Zensur).

Im August 1845 forderte die Kreisregierung den Vorstand des Katholischen Bürger-
hospitals unverblümt auf, Struve zu entlassen oder den Kurs des Blattes auf ande-
re Weise zu ändern. Der Vorstand, im Konflikt zwischen Loyalität und Geschäft,
entschied sich fürs Geschäft. Darauf ernannte die Kreisregierung das reaktionäre
Morgenblatt anstelle des Journals zum Amts- und Kreisverkündiger. Auch beim
erzbischöflichen Ordinariat und in der ersten Kammer mißfiel der freisinnige Kurs
des Journals. Als sich die Konflikte immer mehr häuften und die Zensur die Dau-
menschrauben immer fester anzog, legte Struve am 1O. Dezember 1846 die Re-
daktion des Journals nieder. In den Konstanzer „Seeblättern“ beklagte er anschlie-
ßend das Los des Journalisten, der nicht nur von der Zensur, sondern auch vom
Eigentümer des Blattes abhängig ist:

Die Schwierigkeiten seiner Lage vermehren sich aber noch, wenn er nicht
Eigenthümer des von ihm redigierten Blattes ist. Der Verleger sucht nämlich in
diesem Falle immer auch seinen Ansichten und Bestrebungen Geltung zu verschaf-
fen, wodurch nicht selten der Redakteur in die unangenehme Alternative versetzt
wird, entweder mit dem Verleger, oder mit seinen eigenen Grundsätzen oder end-
lich gar mit dem Publikum brechen zu müssen.

In die Bresche, die durch Struves Rücktritt beim Journal entstand, sprang vorüber-
gehend Karl Mathy. Aus dem ehemaligen Mitarbeiter des „Wächters am Rhein“ war
inzwischen ein bläßlicher Liberaler großbürgerlichen Zuschnitts geworden. Der neue
Redakteur Obermüller steuerte das Journal dann endgültig ins gemäßigte Fahr-
wasser zurück. Nach dem Wunsch des Vorstands sollte er eine freisinnige, aber
konstitutionelle Richtung verfolgen. Mit solchen Halbheiten war der neugewonne-
ne Leserstamm indessen nicht zu halten. Schon nach wenigen Monaten mußte der
Vorstand erheblichen Auflagenschwund feststellen und warf Obermüller vor, er
habe zum Schaden des Blattes rückschrittliche Bahnen eingeschlagen...

Bis zum Mai-Aufstand des Jahres 1849 vertrat das „Mannheimer Journal“ eine
gemäßigt-liberale Richtung. Bei den Demokraten galt es immer als unsicherer Kanton-

Mannheimer Journal
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ist. Sie fühlten sich in dieser Einschätzung bestätigt, als das Journal im Mai 1849
eine Proklamation des flüchtigen Großherzogs abdruckte. Die Abendzeitung frag-
te sogleich nach dem Preis des Abdrucks und unterstellte, die Redaktion habe sich
korrumpieren lassen. Das Journal mimte den Ehrenmann: „Wir haben gegen eine
solche Gemeinheit nur das Schweigen der Verachtung.“

Als sich die Niederlage der Revolutionsarmee abzeichnete, packte das Journal end-
gültig sein geistiges Köfferchen und bereitete den Übergang zur Reaktion vor.
„Die Gesinnungsgenossen des Journals wurden kopfscheu, je deutlicher hinter der
angeblichen Wahrung der Reichsverfassung als letztes und eigentliches Ziel die
rote Republik zum Vorschein kam“, schreibt Friedrich Walter in seiner Stadtchronik.
Freilich war die Angst vor der „roten Republik“ mehr Vorwand als Anlaß. Die Mann-
heimer Bourgeoisie und mit ihr das Journal hatten einfach in den Preußen die
stärkeren Bataillone erkannt. Am 23. Juni - Mannheim war schon besetzt, aber der
weitere Ausgang noch im ungewissen - erschien das Journal ohne jeden politi-
schen Text. In demokratischen Kreisen wurde gespottet, der Schreiber sei wohl
zur Abendzeitung abkommandiert worden, um dort für den richtigen Ton zu sor-
gen. Am Tag darauf stellte sich das Journal völlig auf die Seite der Konterrevoluti-
on und beschimpfte in der rüdesten Weise die revolutionäre Partei, besonders den
General Mieroslawski und den Zivilkommissar Trützschler:

Wir erwachen immer mehr wie aus einem Rausche oder wie aus einem bösen Fie-
bertraum; einer sieht den anderen verwundert an und fragt ihn, was denn eigentlich
geschehen, und wie es so geschehen konnte. Man fängt an zu begreifen, daß der
seit vorgestern erfolgte Umschlag der öffentlichen Stimmung die einzige, innerlich
und wahrhaft gerechtfertigte Revolution gewesen ist, die je in Mannheims Mauern
gemacht wurde, daß alles, was die anarchische Partei seither für Revolution aus-
gab, nur eine Treibhauspflanze war, großgezogen an der Wärme einer erlogenen
Begeisterung, aufgewachsen in dem Mistbeete unreiner Leidenschaften, aber keine
Revolution, deren Folgen heilsam, weil ihre Ursachen gerechtfertigt und ihre Motive
im Bewußtsein des Volkes begründet waren.

Die Abendzeitung ließ es sich nicht nehmen, die Schmähungen des bourgeoisen
Blattes in ihrer letzten Ausgabe nachzudrucken und auf den gar nicht so unerwar-
teten Gesinnungswandel hinzuweisen.

Mannheimer Journal
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Die 1821 neu erstandene „Mannheimer Zeitung“ war ein von der
Reaktion gesteuertes und finanziertes Blatt.
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Mannheimer Zeitung
(Nov. 1821 - Okt. 1834)

Am 1. November 1821 feierte die „Mannheimer Zeitung“ fröhliche Urständ, und
zwar wieder im Verlag der Kaufmannschen Druckerei, in der schon die gleichnami-
ge Vorgängerin erschien, die 181O von Napoleon unterdrückt worden war. Als
Verleger und Redakteur zeichnete der Handlungslehrer Carl Courtin. Inhaber des
Privilegs soll jedoch - einer Darstellung von Archivrat Obser zufolge - die Witwe
von Ernst Andreas Lamey gewesen sein, des Verlegers der alten „Mannheimer
Zeitung“, die nach dem Tod ihres Mannes um die Wiederverleihung des Privilegs
nachgesucht habe.

Die neue „Mannheimer Zeitung“ kam von Anfang an täglich heraus, während es die
„Mannheimer Tageblätter“, wie sich das Intelligenzblatt inzwischen nannte, bis
1825 nur auf drei Ausgaben in der Woche brachten.

In der ersten Nummer identifizierte sich die wiederaufgelebte „Mannheimer Zei-
tung“ mit ihrer Vorgängerin und gab sich als deren Fortsetzung aus:

Drey und vierzig Jahre verfolgte ich rastlos und mit gutem Glücke meine Bahn, bis
endlich ein schwarzes Gewitter, das über Frankreichs Haupt drohend sich gesam-
melt hatte, mit lautem Donner die Nachbarländer überzog, und nach und nach das
ganze Gewölbe des politischen Horizonts dergestalt bedeckte, daß es so dunkel
ward, wie bey einer totalen Sonnenfinsternis.

Damit war schon einiges über die Tendenz der neuen „Mannheimer Zeitung“ ge-
sagt. Sie pflegte eine noble Sprache und betrachtete die Dinge vorzugsweise von
der höheren Warte, will heißen vom Standpunkt der restaurierten Fürstenherrschaft.
Unter der äußeren Noblesse verbarg sich der Bocksfuß der Reaktion. Im Laufe der
Jahre trat dieser so deutlich zutage, daß die Zeitung in den liberal orientierten
Kreisen geradezu der Ächtung anheimfiel. Heinrich von Feder, der Führer der de-
mokratischen Partei im Nachmärz und erste Historiker der Mannheimer Stadtge-
schichte, schreibt über die „Mannheimer Zeitung“ des Jahres 1831:

Sie machte sich ein Geschäft daraus, die zweite Kammer und insbesondere die
Reden des Abgeordneten Welker, dessen feurige Sprache die allgemeinste Auf-
merksamkeit erregte, einer einschneidenden scharfen Critik zu unterziehen. Dar-
über fand man sich in Mannheim empört.

Die „Mannheimer Tageblätter“ vertraten damals eine vergleichsweise liberale Posi-
tion. Sie sprachen der Mehrzahl der Mannheimer aus dem Herzen, wenn sie - in
nicht ganz uneigennütziger Absicht - darauf verwiesen, daß das allgemein ver-
schriene Konkurrenzblatt gar nicht mehr in Mannheim, sondern in Heidelberg ge-
druckt werde:
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Man mißhandelt das Volk in seinen Abgeordneten auf eine abscheuliche Weise... In
Mannheim herrsche über jene Angriffe nur eine Stimme der Entrüstung und man
kann sich nur damit trösten, daß jenes Blatt nicht in Mannheim, sondern in Heidel-
berg gedruckt und redigiert werde.

Die Empörung über die „Mannheimer Zeitung“ ging Anfang der dreißiger Jahre so
weit, daß eine mit zahllosen Unterschriften versehene Beschwerde an die zweite
Kammer gerichtet wurde. Diese gab den Petenten in ihrer Antwort zu erkennen,
„es werde hoffentlich bald ein freisinniges Preßgesetz erscheinen, wonach die Grün-
dung einer ä c h t e n Mannheimer Zeitung möglich sei“.

Inzwischen ist erwiesen, daß die „Mannheimer Zeitung“ tatsächlich ein von der
Reaktion gesteuertes und ausgehaltenes Blatt war. Der badische Gesandte beim
Bundestag in Frankfurt, Freiherr von Blittersdorf, rühmte sich 1834 in einem Brief,
daß er „schon seit einiger Zeit“ den „Protektor“ für das Blatt spiele:

Sie erinnern sich, daß die, Gott sei bei uns, so verrufene Mannheimer Zeitung vor
bald zwei Jahren im Begriff stand, aus Mangel an Abnehmern einzugehen. - Bei der
damaligen fast rätselhaften Verzauberung der Regierungen und der ebenso unbe-
greiflichen Verblendung vieler Staatsmänner galt es, ein Blatt zu haben, durch das
man im vernehmlichen Tone ins Horn stoßen und die Leute zur Besinnung bringen
konnte. Hierzu ersah ich die M. Z. aus, und jedermann wird eingestehen müssen,
daß diese Zeitung ohngeachtet der vielen Mißgriffe des Redakteurs, der ein
ununterrichteter Mann ist, unseren deutschen Revolutionärs vielleicht unter allen
Blättern am meisten Schaden getan hat.

In einem weiteren Brief erbat sich Blittersdorf „Artikel in dem Sinne eines engeren
Anschließens unserer Regierung an Österreich und Preußen und einer wirksameren
Bekämpfung der revolutionären Ideen“. Er bekannte, es sei ihm „mitunter beinahe
zu viel geworden, die fast zahllosen Artikel zu liefern“.

Die „Mannheimer Zeitung“ erschien noch bis zum Oktober 1834. Dann scheint sie
dem Freiherrn von Blittersdorf bzw. dessen Geldgebern, die vermutlich in Wien
saßen, zu teuer geworden zu sein. Blittersdorf avancierte im Jahr darauf zum
Nachfolger des badischen Außenministers von Türckheim, gegen den er unermüd-
lich intrigiert hatte. Nach dem Tod des Innenministers von Winter 1839 gewann
Blittersdorf auch entscheidenden Einfluß auf die badische Innenpolitik. Er schaffte
es, eine Art badischer Metternich und der verhaßteste Mann im ganzen Land zu
werden. 1834 mußte er, unter dem Druck der Bevölkerung, sein Ministeramt wie-
der abgeben und als Gesandter zum Bundestag nach Frankfurt zurückkehren. Bei
Ausbruch der Märzrevolution 1848 schickte ihn der Großherzog außerdem - als
versöhnliche Geste gegenüber den Liberalen - in den Ruhestand. Auf dem Höhe-
punkt der Märztage sah man den abgehalfterten Reaktionär mit einer riesigen
schwarz-rot-goldenen Kokarde am Hut als Zeichen seiner guten Gesinnung durch
die Frankfurter Straßen wandeln...

Mannheimer Zeitung
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Eine Ausgabe der „Charis“ vom 2. Januar 1822.
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Charis. Rheinische
Morgenzeitung

(April 1821 - Dez. 1824)

In die Zeit der schwärzesten Reaktion nach den enttäuschten Hoffnungen der
Befreiungskriege gegen Napoleons Herrschaft fällt das Erscheinen von „Charis.
Unterhaltungsblatt für Leben und Literatur, Poesie und Kunst“, wie der anfängli-
che Titel eines Blattes lautete, das am 4. April 1821 in der Hofbuchdruckerei
Kaufmann das Licht der Quadratestadt erblickte. Redakteur und Herausgeber war
Fr. Karl Frhr. v. Erlach, ein ehemaliger preußischer Kriegsdomänenrat aus Quedlin-
burg, der 1806 „der Wohlfeilheit wegen“ nach Mannheim Übergesiedelt war. Die
„Charis“ kam zunächst mittwochs und sonnabends heraus. Das vierteljährliche
Abonnement kostete eineinhalb Gulden. Als Verleger trat die Schwan- und Götzische
Buchhandlung auf.

Äußerlich war die „Charis“ ein unpolitisches Blatt. „Der Geist blühender Anmut und
die Huld des Lesers mögen mit reinem Hauch über diese Blätter wehen“, hieß es
einleitend. Die Titelgebung „Charis“ wurde übersetzt mit „alles, was zum Wohlge-
fallen, zur Kunst, zur Anmut“ gehört. - Unschuldiger konnte sich eine Zeitung beim
Publikum kaum einführen.

Dennoch mußte dieses Blatt vor dem Hintergrund der Zeit als Lichtblick erschei-
nen. Seine Theaterkritiken, Gedichte, Charaden, Novellen und sonstige Beiträge
konservierten so manches, was sich unmaskiert gar nicht mehr an die Öffentlich-
keit getrauen durfte. In einer Zeit, zu der jede politische Opposition verboten war
und unnachsichtig verfolgt wurde, mußte das Politische notwendigerweise die Form
des Unpolitischen annehmen. Zu schwach, um den feudalen Machthabern die Herr-
schaft ernsthaft streitig zu machen, flüchtete sich das deutsche Bürgertum ins
Traumreich der Künste. Besonders lebhaften Ausdruck fand diese Fluchtbewegung
in der Passion für das Theater, und es entsprach ganz dem vorhandenen Bedürf-
nis, wenn die „Charis“ ihren „Hauptgegenstand“ in der Beurteilung der dramati-
schen und musikalischen Aufführungen in Mannheim erblickte.

Unter den literarischen Beiträgen in der „Charis“ tauchen oft die Namen von Jean
Paul, E.T.A. Hoffmann, de la Motte-Fouque und Karl Thorbecke auf. Die Blätter
atmen den Geist des Biedermeiers und der ausgehenden Romantik, die beide wohl
als Kunst dle Reaktionszeit widerspiegelten, aber nicht schlechthin als reaktionär
zu bezeichnen sind. „Im großen und ganzen betrachtet ist die deutsche Romantik
Reaktion. Als geistige, poetisch-philosophische Reaktion enthält sie trotz dessen
zahlreiche Keime zu neuer Entwicklung, unbestreitbare Erzeugnisses jenes Geistes
des Fortschritts, der umbildend neues schafft, und unausgesetzt den Horizont
erweitert“ (Georg Brandes).
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Die erzwungene Camouflage der bürgerlichen Opposition kam am deutlichsten im
„Philhellenentum“ der zwanziger Jahre zum Ausdruck. Zu ohnmächtig, um die ei-
genen Unterdrücker hinwegzufegen, berauschte sich das gebildete Deutschland
am Freiheitskampf der Griechen gegen die Türken. Der Aufstand gegen die Knecht-
schaft wurde symbolträchtig gefeiert. So findet sich beispielsweise auch in der
„Charis“ vom 4. August 1821 ein Gedicht von Fr. v. Poser auf den Freiheitskampf
der Griechen sowie ein ausführlicher Bericht zur Lage auf der Balkan-Halbinsel, der
in der poesievollen Umgebung vergleichsweise nüchtern wirkt.

Diese Camouflage dürfte bei den wenigsten damals die Schwelle des Bewußtseins
überschritten haben. Artig motivierte die „Charis“ ihr Philhellenentum mit der Ver-
teidigung des Christentums gegen die Muselmanen. Noch war der Schritt zur
„Tendenzliteratur“ nicht getan, die augenblinzelnd dem Zensor ein Schnippchen
schlägt. Noch gab es in Mannheim keinen Gustav Struve, der unterm Gelächter des
Volkes zum Sturz der „chinesischen Regierung“ aufforderte, wobei jedermann
wußte, was unter der „chinesischen Regierung“ oder unter dem „Kaiser von China“
zu verstehen war.

In einer Liste der regelmäßigen Mitarbeiter, die das Blatt veröffentlichte, fallen
zwei Namen auf, die später noch politischen Klang bekommen sollten: G. G. Gervinus
und Dr. Siebenpfeiffer. Gervinus redigierte ab 1847 die „Deutsche Zeitung“, das
Leitorgan der deutschen Bourgeoisie, und Siebenpfeiffer trat nach der Julirevolution
1830 publizistisch mit dem „Westboten“ und einem Probeblatt des „Hausfreund“
hervor.

Trotz ihres harmlosen Paniers eckte die „Charis“ mindestens einmal politisch an. In
den Akten des Generallandesarchivs Karlsruhe befindet sich die Beschwerde eines
Freiherrn Max von Berlichingen aus dem Jahre 1822, der dem Blatt vorwirft, einer
seiner Artikel habe Ausfälle gegen den Adel enthalten.

Ab 1822 wechselte die „Charis“ in den Verlag der Neuen akademischen Buchhand-
lung von Karl Groos in Heidelberg und änderte ihren Titel in „Charis. Rheinische
Morgenzeitung für gebildete Leser“. Druck und Herausgeber blieben unverändert
in Mannheim. Die Adresse der Redaktion lautete B 2, 7. Ab 1823 erweiterte das
Blatt seine Erscheinungsweise auf montags, mittwochs und sonnabends. Jeden
Monat wurde als Lithographie ein Musikblatt mit Noten beigelegt, jedes Quartal ein
Titelblatt mit Inhaltsangabe der zurückliegenden Nummern. Das jährliche Abonne-
ment kostete zehn Gulden, 48 Kreuzer, für Mannheim und Heidelberg jedoch nur
neun Gulden.

Der Rabatt für die Leser in Mannheim und Heidelberg, später auf Karlsruhe und
Darmstadt ausgedehnt, verfehlte indes die erhoffte Wirkung. Es kamen nicht ge-
nügend Abonnenten zusammen, um dem Blatt auf die Dauer eine lebensfähige
Grundlage zu bescheren. „Weder Vorteil noch Eitelkeit bewogen den Herausgeber,
diese Zeitschrift ans Licht zu befördern, sondern der durch häufige Aufforderun-
gen genährte Gedanke, daß auch wohl Mannheim sich jenen kunstsinnigen Städten

Charis
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anreihen dürfe, die, aus ihrer Mitte, Unterhaltungsblätter in die Welt schicken.“ So
hatte Erlach zur Eröffnung des zweiten Abonnements im Juli 1821 geschrieben.
Drei Jahre später mußte er bekennen, daß die Einnahmen nicht mal die Kosten
deckten. Die Neue akademische Buchhandlung von Karl Groos in Heidelberg gab
das defizitäre Blatt an den Herausgeber zurück und trat ab 3. Juli 1824 nur noch
als Kommissionär auf. Erlach bezifferte die ihm drohende Einbuße für das zweite
Semester auf drei- bis vierhundert Gulden. Dennoch, so kündigte er an, sei er zur
Fortsetzung des Blattes entschlossen, in der Hoffnung, daß die gebildeten und
höheren Stände Mannheims, Heidelbergs, Karlsruhes und Darmstadts ihn entspre-
chend unterstützten.

Dem verstärkten Bemühen um die Gunst des Publikums war es wohl zuzuschrei-
ben, daß die „Charis“ im letzten halben Jahr ihres Bestehens stellenweise an ein
Tendenzblatt gemahnt. So erschien in Fortsetzungen die „Probe einer deutschen
Bearbeitung des Candide“ von F. L. Lindner voller deftiger Anspielungen. Als Zei-
chen des Abstiegs vom hohen Parnaß durfte es auch gewertet werden, daß eine
Ode „an Ihre Hoheit die Frau Markgräfin Leopold bei Ihrem Wiederausgange“ jetzt
in Schwarzwälder Mundart abgedruckt wurde.

Ab 3. Juli 1824 ergänzte den Titel der „Charis“ ein Motto: „Gehorsam den Regen-
ten! - Achtung dem wahren Adel! - Allgemeinheit dem echten Christentum! - Frie-
de und Segen den Hütten!“ - Die Betonung lag natürlich auf „wahr“ und „echt“.
Besonders maliziös war die letztgenannte Parole, die das Fragment eines Schlacht-
rufs der französischen Revolution darstellte, nämlich Chamforts „Friede den Hüt-
ten, Krieg den Palästen!“. Einige Jahre später sollte diese Parole in Georg Büchners
„Hessischem Landboten“ neubelebt werden.

Die finanzielle Malaise des Herausgebers Erlach dürfte mit darauf zurückzuführen
gewesen sein, daß er seit 1. Januar 1824 zusätzlich einmal wöchentlich die „Charis.
Blätter für Kunst, Literatur und Altertum“ erscheinen ließ. Diese wurden zunächst
ebenfalls bei Kaufmann, ab 2. September beim Katholischen Bürgerhospital ge-
druckt. Auch für sie ließ sich Erlach um die Jahresmitte ein Motto einfallen: „Reich-
haltigkeit, Klarheit, Kürze! - Schillers Manen, und Goethe dem Lebenden geweiht!“
Die letzte Nummer erschien am 30. September 1824.

Dem Stammblatt, der „Charis. Rheinische Morgenzeitung“, war kein viel längeres
Leben mehr beschieden. Der Herausgeber wartete nur noch auf den Ablauf des
alten Abonnements, um sich ihrer zu entledigen. Die letzte Nummer erschien am
31. Dezember 1824. Mit 5inn für Galgenhumor plazierte Erlach an die Spitze ein
Gedicht: „Lord Byron’s Schwanengesang“. Daneben die lakonische Mitteilung: „Mit
dieser Nummer ist die ‚Charis. Rheinische Morgenzeitung‘ und zugleich ihr vierter
Jahrgang geschlossen.“

Charis
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Noch nie wurden aus den Spalten einer Zeitung solche Töne vernom-
men: Eine Ausgabe des „Wächters am Rhein“ vom 6. Mai 1832.
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Der Wächter am Rhein
(1. April - 26. Juli 1832)

Die Julirevolution von 1830 fand in Baden begeisterten Widerhall. Es setzte jener
liberale Frühling ein, den Blittersdorf in seinem zitierten Brief „der damaligen fast
rätselhaften Verzauberung der Regierungen und der ebenso unbegreiflichen Ver-
blendung vieler Staatsmänner“ zuschrieb. Tatsache war, daß sich das feudale Re-
gime unter dem Druck des Volkes zu Konzessionen bereit erklären mußte. Hierzu
zählte das badische Pressegesetz von 1832. Erstmals seit den Karlsbader Be-
schlüssen von 1819 wurden der Presse wieder größere Freiheiten zugestanden.
Besonders wichtig war, daß die Vorzensur und der Privilegierungszwang entfielen.
Unmittelbar nach Inkrafttreten des neuen Pressegesetzes, ab 1. April 1832, er-
schien in Mannheim die erste Zeitung mit bürgerlichem Hintergrund. Sie nannte
sich „Der Wächter am Rhein“, im Untertitel „Ein deutsches Volksblatt“.

Der Wächter kam täglich in der Druckerei von Kaufmanns Witwe heraus und koste-
te vierteljährlich zwei Gulden. Herausgeber war der 27jährige Kameralpraktikant
Franz Stromeyer, Sohn des Amtsphysikus von Tauberbischofsheim. Da Stromeyer
noch nicht das pressegesetzlich vorgeschriebene Alter von dreißig Jahren erreicht
hatte, zeichnete an seiner Stelle ein gewisser Franz Schlund verantwortlich. Des-
sen Stand wurde im Einwohner-Adreßbuch mit „Bürger und Ackersmann“ angege-
ben, und höchstwahrscheinlich hatte Stromeyers Sitzredakteur in seinem Leben
mehr Ackerfurchen gezogen als Zeilen mit Tinte und Papier verfertigt...

Obwohl die neue Zeitung nur wenige Wochen erschien, begann mit ihr ein neues
Kapitel in der Mannheimer Pressegeschichte. Noch nie wurden in den Spalten einer
Zeitung solche Töne vernommen. Noch nie hatte sich eine Zeitung erdreistet, das
gütige Regiment des Landesvaters als „Zwingherrschaft“ zu bezeichnen. Erst jetzt
wurde der Modergeruch, der die anderen Blätter umgab, so richtig erkennbar.

In Kreisen der deutschen Regierungen rätselte man zunächst über die Hintermän-
ner des „Wächters am Rhein“. Man glaubte, den eigentlichen Herausgeber in
Siebenpfeiffer suchen zu müssen, den früheren Herausgeber des „Westboten“,
der am 2. März 1832 zusammen mit Wirths „Deutscher Tribüne“ vom Bundestag
verboten worden war. Es lag nahe, daß sich Siebenpfeiffer das liberale badische
Pressegesetz zunutze machen würde, um seine Tätigkeit fortzusetzen. Vor allem
hätte dies für die Fürsten den Vorzug gehabt, den Wächter als Fortsetzung eines
verbotenen Blattes einfach unterdrücken zu können, zumal Siebenpfeiffer selbst
mit einem fünfjährigen Redaktions-Verbot belegt worden war.

Tatsächlich zählte Siebenpfeiffer zu den namentlichen Mitarbeitern des Wächters
und kümmerte sich nicht um das Schreibverbot, wie auch seine Pläne zur Heraus-
gabe des „Hausfreunds“ zeigten. In der Ausgabe vom 13. April denunzierte
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Siebenpfeiffer etwa die Lumpenjournaille des Feudalismus, die „erkauften Hof-
zeitungsschreiber“ genauso wie die „Halbherzigen“, die sich mit Floskeln wie „der
Allverehrte“ oder „der Hochgeliebte“ vor dem Vorwurf des Preßmißbrauchs zu
schützen hofften.

Die großherzogliche Regierung leitete eine Untersuchung ein, um festzustellen, ob
Siebenpfeiffer oder vielleicht auch Itzstein der eigentliche Herausgeber des Wäch-
ters sei. Vermutlich ging diese Untersuchung nicht ganz so geräuschlos vor sich,
denn ab 13. Mai bekannte sich Stromeyer plötzlich als Herausgeber, während
Schlund weiterhin die redaktionelle Verantwortlichkeit übernahm. Einige Tage zu-
vor hatte Siebenpfeiffer schon das Probeblatt des „Hausfreunds“ herausgebracht,
so daß die jeweiligen Verantwortlichkeiten als geklärt erscheinen mußten.

Auch die fürstentreue Presse ließ es nicht an Anfeindungen fehlen. Das Frankfur-
ter Journal mokierte sich über den Strohmann Schlund: „Als Redakteur ist ein Fr.
Schlund unterzeichnet. Spottvögel behaupten, dieser Name sei unterstellt und
bedeute den Schlund, in welchen der Wächter am Rhein fallen könne und werde,
wenn er sich beigehen lasse, zu grell in sein Horn zu blasen.“ Der junge Stromeyer
schlug diese Warnung in den Wind. In seiner Replik auf den Angriff des Frankfurter
Journals schrieb er: „Die schlechteste von allen Empfehlungen ist jene des soge-
nannten Mittelwegs. Er ist ein bezaubernder Pfad, auf dem man fortschreitet,
ohne vom Fleck zu kommen, der Lieblingsgang aller Schwachköpfe, Faulenzer und
Sclaven!“

Anstatt „dem deutschen Volk zu erzählen, wann irgend eine hohe Wöchnerin das
Milchfieber hat“, brachte der Wächter eine Extra-Beilage zur Revolution in Polen
oder ketzerte gegen den Mechanismus der herrschenden Gewalt. In der Ausgabe
vom I8. Mai findet sich etwa folgende, zeitlos anmutende Erkenntnis:

Die Einen gewinnt der Zwingherr, indem er sie theilnehmen läßt an seinem Raube.
Er macht sie zu Bevorrechteten, zu Aristokraten, gibt ihnen Steuerfreiheit, Zehnten
usw. und kettet sie so an sein Interesse. Die Anderen macht der Zwingherr dumm.
Er läßt ihnen durch Aberglauben das Licht des Verstandes umnebeln; läßt ihnen
durch bevorrechtigte Priester lehren, daß Er von Gottes-Gnaden geboren sey um zu
herrschen, und sie, um unbedingt zu gehorchen, bei Strafe des höllischen Feuers.

Solche Töne mußten der badischen Regierung sauer aufstoßen. Schon bald nach
Erscheinen der ersten Nummern erhielt der Direktor des Mannheimer Lyceums von
der Regierung des Unterrheinkreises den Auftrag, den verantwortlichen Redakteur
Franz Schlund einer Prüfung über seine Geistesfähigkeiten zu unterziehen. Da hier-
gegen heftig protestiert wurde, nahm man von der Prüfung Abstand. Dagegen
verlangte man vom Stadtrat die alsbaldige Vorlage eines Zeugnisses, ob Schlund
„nach der allgemeinen Notorietät die Kenntnisse und Fähigkeiten, welche ein Re-
dakteur innehaben solle, wirklich besitze“. Der Stadtrat berichtete: Über die Geistes-
fähigkeit des Bürgers Schlund habe sich die Notorietät seines Wissens noch nicht
ausgesprochen; auch habe er auf anderem Wege keine Gelegenheit, sich von dem

Der Wächter am Rhein
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Umfange seiner Geistesgaben zu überzeugen; man könne daher weder zu seinen
Gunsten noch zu seinem Nachteile ein Zeugnis ausstellen.

Es versteht sich von selbst, daß der Wächter eifrig das Hambacher Fest vom 27.
Mai propagieren half, auf dem Siebenpfeiffer und Wirth als Hauptredner auftraten.
Unterdessen häuften sich bei der Staatsanwaltschaft die Prozeßakten, bald kam
es auch zu Beschlagnahmungen einzelner Nummern durch die Polizei. Nach dem
Hambacher Fest verschärfte die Reaktion ihr Vorgehen. Schlund wurde wegen
eines Artikels des „attentiven Hochverraths“ beschuldigt und zu sechs Monaten
Zuchthaus verurteilt. Auch Stromeyer sollte wegen Preßvergehens zwei Monate
Gefängnis absitzen. Der Vollzug der Strafe wurde aber ausgesetzt, nachdem er
Berufung an das Oberhofgericht einlegte.

Vielleicht dachte Stromeyer nun an Flucht, was ihm kaum jemand verübelt hätte,
vielleicht wollte er auch tatsächlich nur seine erkrankte Schwester in Duderstadt
besuchen. Jedenfalls beantragte er die Ausstellung eines Reisepasses. Die Kreis-
regierung und das Hofgericht lehnten ab - wegen Fluchtverdachts. Stattdessen
erhielt er Hausarrest und einen Gendarmen zur Bewachung. Die Kunde von
Stromeyers Hausarrest machte schnell die Runde. Eine große Menschenmenge
versammelte sich vor dem Haus, sang Lieder und brachte Hochrufe aus. Eine In-
fanterie-Abteilung rückte an und säuberte die Straße im Sturmschritt mit gefäll-
tem Bajonett. Es gab Verhaftungen und mehrere Verwundete, besonders unter
Handwerksburschen und anderen jungen Leuten. Am nächsten Tag erhielt Stromeyer
seinen Paß und auch der Hausarrest wurde aufgehoben. Zum Leidwesen der badi-
schen Regierung machte er nun allerdings keinen Gebrauch davon, sondern blieb in
Mannheim.

Drei Wochen später wurde „Der Wächter am Rhein“ durch Beschluß des Bundesta-
ges unterdrückt und in allen deutschen Staaten verboten. Schlund und Stromeyer
durften binnen fünf Jahren in keinem Bundesstaat bei der Redaktion „ähnlicher
Schriften“ zugelassen werden. Als die badische Regierung den Bundestagsbeschluß
in Vollzug setzte, ließ Stromeyer am 25. Juli Zettel drucken: „Den Abnehmern des
Wächters mache ich hiermit die Anzeige, daß ich diesem ungesetzlichen Akt mich
keineswegs unterwerfen werde, und daß der Druck und die Versendung des Wäch-
ters so lange fortdauern wird, bis die äußerste Gewalt mich daran verhindert.“
Schon am nächsten Tag war es soweit. Die Nummer 115 vom 26. Juli 1832 blieb
die letzte. „Der Wächter am Rhein“ war gewaltsam zum Schweigen gebracht.

Im gleichen Monat setzte der Großherzog das neue Pressegesetz außer Kraft,
nachdem es zuvor schon vom Bundestag „für unvereinbar mit der bestehenden
Bundesgesetzgebung“ befunden worden war. Die Vorzensur wurde wieder einge-
führt, Presseprozesse fanden hinter verschlossenen Türen statt.

Die Mannheimer Staatsanwaltschaft schwitzte unterdessen über den zahlreichen
Akten, die den Wächter betrafen. Unerledigt waren noch die Verfahren wegen der
Nummern 29, 48, 49, 50, 51, 53, 54, 55, 61, 62, 65, 66, 68, 76, 79, 89, 99,

Der Wächter am Rhein
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101, 103, 105, 107 und 113. Der lokale Büttel der Staatsgewalt erlaubte sich
daher unterm 31. Juli 1832 die Anfrage an das Ministerium, ob es angesichts der
inzwischen erfolgten Unterdrückung des Wächters noch Sinn habe, sämtliche Ver-
fahren durchzuführen...

Stromeyer verließ Mannheim noch im Herbst des Jahres. Er wurde später durch
einen Schlaganfall gelähmt und geriet in tiefes Elend. Zuvor machte er eine ähnli-
che politische Wandlung durch wie sein Schwager und ehemaliger Mitarbeiter beim
Wächter, Karl Mathy. Während Stromeyer 1847 den „Tagesherold“ in Konstanz
redigierte, der als Regierungsblatt galt, avancierte Karl Mathy sogar zum badi-
schen Minister und eifrigen Bekämpfer der Demokraten.

Der Wächter am Rhein
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Es blieb beim Probeblatt: „Der Hausfreund“ vom Mai 1832.
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Der Hausfreund
(Mai 1832)

Der rührige Siebenpfeiffer hatte sich vom Verbot seines „Westboten“ durch den
fürstlichen Bundestag nicht beeindrucken lassen. Schon im Mai 1832 brachte er,
diesmal in Mannheim, das Probeblatt einer neuen politischen Wochenzeitung her-
aus, die ab 15. Mai regelmäßig erscheinen und den Titel „Der Hausfreund“ tragen
sollte.

Erscheinungsorte waren neben Mannheim, wo sich die von Siebenpfeiffer geleitete
Redaktion befand, auch Frankfurt und Hildburghausen in Thüringen. Das
Vierteljahresabonnement sollte dreißig Kreuzer kosten.

Im Probeblatt appellierte Siebenpfeiffer an die „lieben Mitbürger“:

Jemand sagte, Ihr säßet im Wirtshaus und spieltet Karten... Die Karten aber wollen
wir ins Feuer werfen und den Aristokraten überlassen. Wir wollen statt dessen ernst-
haft uns unterhalten und belehren über Krieg und Frieden, und noch mehr über das,
was uns Not tut: wie wir uns frei machen wollen; frei nämlich von Unwissenheit und
Aberglauben, von unserer Gleichgültigkeit, unserem Eigennutz, unserer Kriecherei;
und sind wir frei von diesen Tyrannen, so werden wir auch bald freie Bürger eines
freien Staates sein.

Über die Reaktion, die Siebenpfeiffers Probeblatt in Frankfurt auslöste, berichtete
der Freiherr von Blittersdorf am 13. Mai nach Karlsruhe: Nach Überzeugung des
Bundestags sei „Der Hausfreund“ offenbar dazu bestimmt, die Zahl der revolutio-
nären Blätter zu vermehren. Um den Vertrieb zu erleichtern, solle er wahrschein-
lich an allen drei Erscheinungsorten gleichzeitig gedruckt werden.

Weiter heißt es wörtlich in Blittersdorfs Bericht:

„Bekannt sei es, daß das Bibliographische Institut zu Hildburghausen sich längst
schon mit der Verbreitung revolutionärer Schriften im Norden Deutschlands befaßt.
Es sei eine höchst auffallende Erscheinung, daß der Herzog von Sachsen-Meinin-
gen ein solches Unwesen dulde... Dr. Siebenpfeiffer solle und dürfe während fünf
Jahren in keinem anderen Bundesstaat bei der Redaktion einer politischen Zeit-
schrift zugelassen werden, und schon die Ankündigung desselben als Redakteur
des Hausfreunds sei eine Verletzung des Bundestagsbeschlusses vom 2. März. -
Noch viel größer würde aber diese Verletzung werden, wenn der Hausfreund in der
Tat in Hildburghausen gedruckt oder nachgedruckt werden sollte.“

Prompt erging am 17. Mai Anweisung an das Innenministerium, den Druck des
Hausfreunds in Mannheim zu verbieten. Wahrscheinlich ist es damit beim oben
abgebildeten Probeblatt geblieben, das Blittersdorf seinem Rapport nach Karlsru-
he beilegte.
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„Des Stadt- und Landboten früher Tod an Censurleiden“ war die letzte
Ausgabe vom 30. September 1834 überschrieben.
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Mannheimer Stadt-
und Landbote

(1. Jan. - 30. Sept. 1834)

Auf den badischen Pressefrühling des Jahres 1832 legte sich wie ein Eishauch die
reaktionäre Kampagne nach dem Hambacher Fest. Bis Ende des Jahres 1833 muß-
ten die Mannheimer wieder mit den vorsichtigen Tageblättern und der stock-
reaktionären „Mannheimer Zeitung“ vorlieb nehmen. Am Neujahrstag 1834 brach-
te dann der Buchhändler Heinrich Hoff zum ersten Male den „Mannheimer Stadt-
und Landboten“ heraus, laut Untertitel „Tägliche Mittheilungen zur Unterhaltung
und Belehrung aus dem Gebiete des öffentlichen Lebens, der Geschichte, der Indu-
strie, des Handels, der Romantik, Literatur und Kunst“.

Die Leser hatten ihre Erwartungen wohl etwas zu hoch geschraubt. Gleich in der
zweiten Nummer verwahrte sich der Herausgeber dagegen, daß sein Blatt ein neu-
er „Wächter am Rhein“ werden wolle. Wer zwischen den Zeilen zu lesen verstand,
konnte dieser doppelsinnigen Beteuerung die Absicht entnehmen, im Rahmen der
geübten Zensur ein fortschrittliches Blatt zu machen. Dazu bestand aber kaum
Gelegenheit. Der Zensor scheint ständig auf der Lauer gelegen und jeden Anflug
von Kritik getilgt zu haben. Was der Schere und dem Rotstift entging, sah dann so
aus: „Weiteres zur Geschichte des Diamantenraubs in Brüssel“, „Die Stadt Neapel
(Fortsetzung)“, „Der Hund als Lebensretter“, „Concertbericht“, „Begebenheiten
und Charaktere des 16. Jahrhunderts“, „Die Belagerung von Paris im Jahre 885“,
„Briefe aus der Residenz“ und „Blutrache bei den Beduinen“.

Bei dieser Art Lesestoff hätte es kaum der Versicherung bedurft, die in derselben
Ausgabe abgedruckt war: „Der Stadt- und Landbote sieht sich veranlaßt, hiermit
wiederholt zu erklären, daß er weder eine bestimmte Farbe noch Tendenz hat, und
daß eben dies seine eigentliche Farbe und Tendenz ist.“

Am 30. September 1834 strich Heinrich Hoff vor der Zensur die Segel. Auch die
Abonnenten, die statt kitzliger Tendenz nur harmlose Unterhaltung geboten beka-
men, hatten sich nicht in der erwarteten Zahl eingestellt, obwohl Hoff Prämien
aussetzte: Wer 25 Halbjahresabonnements herbeischaffte, erhielt acht Gulden.
Für fünfzig Abonnenten gab es zwanzig und für hundert Bestellungen fünfzig Gulden.

Die Überschrift des Abschiedsartikels - „Des Stadt- und Landboten früher Tod an
Censurleiden“ - trifft den Kern der Todesursache. Heinrich Hoff bekannte darin, er
habe mit der „Gedankenzollinie“ gerechnet, aber vorgehabt, „sein Bündel schon
so einzurichten, daß es die Zollinie passieren könne“. Dies sei aber ein Irrtum ge-
wesen. Gerade weil das Bündel des Stadt- und Landboten so unverdächtig aussah,
habe der Zensor noch hinter den unverfänglichsten Stellen Unrat gewittert.
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Deutsche Revue
(Dez. 1835)

Drei Jahre nach dem Hambacher Fest von 1832 und der darauf folgenden Unter-
drückung des unbotmäßigen Journalismus in Gestalt des „Wächters am Rhein“
regten sich die Ketzer erneut und diesmal im literarischen Gewande. Die vergleichs-
weise noch immer milden Verhältnisse in Baden, die durch das liberale Lokalkolorit
verstärkt wurden, ließen Mannheim in den dreißiger Jahren zu einem der bevorzug-
ten Verlagsorte des „Jungen Deutschland“ werden. Bei Heinrich Hoff erschienen
laufend die neuesten Werke Heinrich Laubes: Der dreiteilige Roman „Das Junge
Europa“ (1833-37), die „Liebesbriefe“, die Novellen „Die Schauspielerin“ (1836),
„Das Glück“ (1837), die sechsbändigen „Reisenovellen“ (1834-37), die „Französi-
schen Lustschlösser“ (1840) und „Der belgische Graf“ (1845). Zu einer ähnlichen
verlegerischen Bastion des „Jungen Deutschland“ schien sich die Verlagsbuch-
handlung von Carl Löwenthal zu entwickeln, die erst unlängst gegründet worden
war. Im Jahre 1835 erschienen bei Löwenthal Karl Gutzkows „Wally, die Zweifle-
rin“, seine „Verteidigung gegen Menzel“ sowie Ludolf Wienbargs erster Band „Zur
neuesten Literatur“.

Im Sommer 1835 verschickten Gutzkow und Wienbarg die Subskriptionseinladung
zu einer großangelegten literarischen Wochenschrift. Sie sollte „Deutsche Revue“
heißen und ab 1. Dezember bei Löwenthal herauskommen. Als erste Auflage wa-
ren 4000 Exemplare vorgesehen.

Im „Programm der Deutschen Revue“, das Gutzkow verfaßt hatte, gaben die bei-
den Literaten folgende Vorschau auf den Inhalt:

Wir kennen die tausend Kräfte, die in Deutschland schlummern, die schaffenden
Gedanken, die sich vergebens nach einer Bühne für ihre Gestalten umsehen, die
jungen Dichter, denen das Wort auf der Lippe verglüht, die jungen Gelehrten, die
vergebens den Weg vom Katheder zur Nation suchen - allen diesen Gehemmten,
Schweigenden, stolzen Unberühmten wird das Organ der deutschen Revue so will-
kommen sein als ihr Beitritt uns. Wir rechnen auf die Zeit und die Genossenschaft
der Edlen.

Was die ‚deutsche Revue‘ bringen wird, soll sein:

I. Poesie in allen ihren Offenbarungen.

II. Spekulation aus allen Fakultäten.

III. Kritik der vorzüglichsten Erscheinungen in der deutschen Literatur.
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IV. Korrespondenz aus allen Ecken des Vaterlandes, wo etwas geschieht, das     würdig
ist, gewußt, verstanden, belobt, beweint, mißraten oder nachgeahmt zu werden.

Jede Woche ein Heft - jedes Heft drei Bogen - wird die deutsche Revue den Charak-
ter als Journal und Buch vereinigen und sowohl das Stockende der Monatsschriften
wie das Verschlissene der Tagesblätter vermeiden. Im gehaltenen Strom ihres Er-
scheinens wird die zerstreute und eilende Zeit sich einigermaßen würdig gesammelt
und reflektiert wiederfinden.

Es gelang Gutzkow und Wienbarg, auf der Liste der künftigen Mitarbeiter fast alles
zu vereinen, was im literarischen Deutschland Rang und Namen hatte, vornean
Börne und Heine. Es waren alle Voraussetzungen gegeben, damit die geplante
Zeitschrift „eine europäische Stellung einnehme“.

So schrieb Georg Büchner unterm 20. September 1835 aus Straßburg an seine
Familie in Darmstadt:

„Mir hat sich eine Quelle geöffnet; es handelt sich um ein großes Literaturblatt, ‚Deut-
sche Revue‘ betitelt, das mit Anfang des neuen Jahres in Wochenheften erscheinen
soll.“ Und im Oktober: „Ich habe mir hier allerhand interessante Notizen über einen
Freund Goethes, einen unglücklichen Poeten namens Lenz, verschafft, der sich gleich-
zeitig mit Goethe hier aufhielt und halb verrückt wurde. Ich denke darüber einen
Aufsatz in der Deutschen Revue erscheinen zu lassen.“

Büchner und die anderen Literaten freuten sich zu früh. Ein mißgünstiger Zunftge-
nosse, Wolfgang Menzel, der in Stuttgart das Literaturblatt zum „Morgenblatt“
redigierte, fühlte sich zum Quertreiber berufen. Auf den Appell zur Mitarbeit an
der „Deutschen Revue“ verfaßte Menzel in seinem Literaturblatt vom 11. und 13.
September ein Manifest gegen die jungen Schriftsteller, wobei er den Hauptangriff
gegen Gutzkow und dessen gerade erschienenen Roman „Wally, die Zweiflerin“
richtete. Menzel behauptete, der Roman sei eitel Unzucht und Gotteslästerung,
und schleuderte in seinem Literaturblatt pausenlos Angriffe gegen die „Schule der
frechsten Unsittlichkeit und raffiniertesten Lüge in Deutschland“, die er in
teutomanischer Manier als „Le Jeune Allemagne“ abzustempeln versuchte.

Menzels Denunziation fand bei der Reaktion Gehör. Erst mal wurde Gutzkow we-
gen Gottesverspottung und Schilderung unzüchtiger Gegenstände unter Anklage
gestellt (letzteres im Hinblick auf die Sigune-Szene in der „Wally“). Die Mannhei-
mer Justiz verurteilte ihn zu zehn Wochen Gefängnis.

Dann wurde der Schlag gegen die „Deutsche Revue“ und das „junge Deutschland“
überhaupt geführt. Am 14. November 1835 verbot die preußische Regierung sämt-
liche Verlags- und Kommissionsartikel der Löwenthalschen Verlagsbuchhandlung.
„Diese vor kurzem entstandene Buchhandlung hat sich durch den Verlag vieler
verderblicher Schriften nachteilig ausgezeichnet“, warnte ein entsprechender Er-
laß an alle königlichen Oberpräsidien, der namentlich auf die geplante Herausgabe
der „Deutschen Revue“ hinwies.

Deutsche Revue
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Das erste Heft der „Deutschen Revue“ befand sich zu dieser Zeit im Druck und
konnte nicht mehr ausgeliefert werden. Gutzkow eilte nach Frankfurt und versuch-
te dort, als Ersatzpublikation die „Deutschen Blätter für Leben, Kunst und Wissen-
schaft“ herauszubringen. Diese kamen aber ebenfalls nicht auf den Markt, nach-
dem die Behörden dem Verleger Varrentrap damit gedroht hatten, ihm den Druck
der Protokolle des Bundestags zu entziehen.

Am 10. Dezember 1835 faßte der Bundestag den höchstinstanzlichen Beschluß
zur Unterdrückung des „jungen Deutschland“. Der Bannstrahl richtete sich nicht
allein gegen die Autoren, von denen namentlich Heinrich Heine, Karl Gutzkow,
Heinrich Laube, Ludolf Wienbarg und Theodor Mundt aufgeführt wurden, sondern
auch gegen Drucker, Verleger und Verbreiter der inkriminierten Schriften. Für die
Verlagsbuchhandlung von Carl Löwenthal, die mit der „Wally“ und der „Deutschen
Revue“ am tiefsten ins Fettnäpfchen der Heiligen Allianz getreten war, bedeutete
er das wirtschaftliche Ende.

Georg Büchner kommentierte die Ereignisse im Neujahrsbrief an seine Familie fol-
gendermaßen:

 „Das Verbot der Deutschen Revue schadet mir nichts. Einige Artikel, die für sie
bereit lagen, kann ich an den ‚Phönix‘ schicken. Ich muß lachen, wie fromm und
moralisch plötzlich unsere Regierungen werden. Der König von Bayern läßt unsittli-
che Bücher verbieten! da darf er seine Biographie nicht erscheinen lassen, denn die
wäre das Schmutzigste, was je geschrieben worden! Der Großherzog von Baden,
erster Ritter vom doppelten Mopsorden, macht sich zum Ritter vom Heiligen Geist
und läßt Gutzkow arretieren, und der liebe deutsche Michel glaubt, es geschähe
alles aus Religion und Christentum und klatscht in die Hände.“

Deutsche Revue
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Einen „Blick in die Coulissen der Pariser Journale“ warf der „Deutsche
Postillon“ in dieser Ausgabe vom 30. August 1839.



68SeiteUdo Leuschner, Vom Intellligenzblatt zur demokratischen Kampfpresse

Rheinischer Postillon
Deutscher Postillon

(Jan. - Sept. 1840)

Anders als Löwenthal konnte Heinrich Hoff seinen Verlag über die Bundestags-
beschlüsse hinweg retten, wobei ihm das unrühmliche Verhalten Heinrich Laubes
zustatten gekommen sein dürfte: Wie zahlreiche andere Literaten und Gelehrten,
die ihre Mitarbeit an der „Deutschen Revue“ zugesagt hatten, distanzierte sich
Laube unter dem Eindruck des fürstlichen Bannfluchs von Gutzkow und dem „jun-
gen Deutschland“. Heinrich Heine, der in dieser Hinsicht ein anderes Naturell be-
saß, charakterisierte ihn daher als „einen jener Fechter, die auf der Arena ster-
ben“.

Heinrich Hoff gehörte ebenfalls nicht zu denen, die sich schon wegen eines Schnup-
fens nach einem literarischen Spaziergang zu Bett legen. Unermüdlich brachte er
neue, subversive Lektüre heraus. Von den Hoffschen Büchern, denen die Ehre
zuteil wurde, auf dem Index der Polizei zu stehen, seien die folgenden genannt:

„Die Revolution, historisch-romantisches Sittengemälde der neuesten Zeit, von Au-
gust Schäfer“, Band 1 und 2 (1835)

 „Sendschreiben an Karl Gutzkow, von einem Freunde der Wahrheit“ (1836)

 „Die Radicalreform des Staats- und Privatrechts, ob und wieweit dieselbe rechtlich
notwendig und zulässig sei, erörtert von W. Deutschmann“ (vermutlich ein Pseud-
onym für Itzstein), (1838)

„Deutsches Volksliederbuch“ (1847)

Das Volksliederbuch brachte Hoff Anklagen wegen Majestätsbeleidigung („Bundes-
lied“ von K. Follen) und versuchten Hochverrats („Trinklied“ von Förster). Zwi-
schendurch war er dann mal wieder wegen Umgehung der Druckerlaubnis ange-
klagt, wie im Falle des „Volkskalenders für 1847“ oder des „Berichts über die
Ereignisse zu Köln vom 3. und 4. August 1846“.

Zum Jahresende 1837 wagte der erst 28jährige Hoff wieder den Sprung unter die
Zeitungsverleger. Per Annonce im „Mannheimer Journal“ kündigte er an, daß er ab
Januar ein „politisches Unterhaltungsblatt“ herausgeben wolle, das „Rheinischer
Postillon“ heißen und zweimal wöchentlich erscheinen werde.

Der „Rheinische Postillon“ verstand es, den ketzerischen Stachel geschickt in „eine
pikante Übersicht aller Welthändel, mit höchst gemüthlichen Randglossen garniert“
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zu verpacken. Er gab sich noch flotter, heiterer und geschwätziger als sein Vor-
gänger, der Mannheimer Stadt- und Landbote. Er wußte, was bei den Leuten an-
kam, hatte seine Lust am Klatsch und scheute sich nicht, auch „unverbürgte Nach-
richten“ zu vermelden. Etwa diese: „Von einer norddeutschen Universität sollen
mehrere Gelehrte nach den berühmten afrikanischen Seestaaten Tunis und Tripo-
lis gesandt worden sein, um dort Materialien zu einem handgreiflichen Staatsrecht
zu sammeln.“

Ab Januar 1839 stieß der „Rheinische Postillon“ dreimal wöchentlich ins Horn.
Sechs Monate weiter nannte er sich „Deutscher Postillon“, wohl um seine nationa-
le Gesinnung hervorzukehren. Ein lustiger Bursche blieb er aber nach wie vor, im-
mer bemüht, „das Unangenehme und Widerwärtige so leicht wie möglich zu neh-
men“. Die Leser - und auch die Reaktion - hörten sehr wohl den richtigen Ton aus
solchen Doppeldeutigkeiten.

Hoff war nicht nur ein glänzender Journalist, sondern vor allem ein engagierter
Demokrat. Unterm 23. November 1838 ermahnte des Innenministerium den Mann-
heimer Zensor Riegel zu höchster Wachsamkeit: „Der Rheinische Postillon nimmt
seit einiger Zeit einen Ton an, dessen Schärfe, Bitterkeit und Anmaßung in Ver-
gleich mit seinen früheren Artikeln auffallen muß. Man will dem Zensor nur einige
Artikel dieser Art bezeichnen, deren Inhalt so auffallend ist, daß man in der Tat
sich die erteilte Erlaubnis zu ihrem Druck wundern muß.“

Im gleichen Monat befaßte sich der Frankfurter Bundestag mit dem „Rheinischen
Postillon“. Er sah zwar von einem Verbot ab, aber in der Erwartung, daß die badi-
sche Regierung den „Preßunfug“ abstellen werde.

Die badische Regierung wurde auch unverzüglich aktiv, indem sie den Präsidenten
des Innenministeriums beauftragte, „dem Zensor des Rheinischen Postillons zu
eröffnen, daß im Falle neuerdings Anlaß zu ähnlich begründeten Beschwerden ge-
geben werde, man sich veranlaßt sehen werde, bei seiner königlichen Hoheit dem
Großherzog den untertänigsten Antrag auf Versetzung des Zensors von seiner
damaligen Stelle zu richten“.

Wenig Tage später hatte der Zensor schon wieder zuviel an Tinte gespart. Unterm
9. Dezember machte ihn das Innenministerium auf einen ausfälligen Artikel gegen
den König von Bayern aufmerksam und wollte „für die Zukunft ernstlich größere
Aufmerksamkeit anempfehlen“.

Der Stadtamtsdirektor Joseph Riegel, der zu dieser Zeit die Zensur besorgte, war
wahrlich nicht zu beneiden. Wie einer seiner späteren Nachfolger im Zensorenamt,
August Lamey, widmete er sich der Freimaurerei und stand innerlich dem liberalen
Bürgertum näher als dem alten Regime. In seiner Not und Unsicherheit strich er oft
vorsichtshalber mehr, als nötig gewesen wäre. Am Mittwoch, dem I8. September
I839, wütete er besonders arg in Hoffs Druckfahnen: Von den vier Seiten des
Postillon blieb die Hälfte weiß. Hoff dachte indessen nicht daran, klein beizugeben.
In die folgende Ausgabe rückte er diese Notiz:

Rheinischer Postillon / Deutscher Postillon
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 „Zur Entschädigung für die letzte Nummer des Postillon, die sich ohne unser Ver-
schulden durch ihre Weisheit ausgezeichnet hat, legen wir der heutigen Nummer ein
Extrablatt bei, das eine ausführliche Geschichte der letzten Züricher Revolution ent-
hält.“

Solche Formulierungen wollten genau überlegt sein. Der Zensor konnte mimosen-
haft empfindlich sein und den Verfasser wegen „Ehrenkränkung“ belangen Genau
das war Hoff vor einem halben Jahr widerfahren, und das Gericht hatte nicht gezö-
gert, ihn zu vierzehn Tagen Gefängnis zu verurteilen.

Möglicherweise wurde es Hoff auf die Dauer zuviel, sich täglich mit der Zensur
herumzuschlagen und dabei noch mit einem Bein im Gefängnis zu stehen. Eine
Goldgrube war auch diese Zeitung nicht. Im August 1840 verkaufte Hoff den
Postillon an die Buchhandlung Jakob Bensheimer. Das Blatt verlor sogleich an Schärfe
und Witz und vermutlich auch an Auflage, denn es wurde noch im laufenden Quar-
tal eingestellt.

Heinrich Hoff gönnte sich vorübergehend eine etwas ruhigere Beschäftigung. Er
widmete sich seiner „Allgemeinen Gasthof-Zeitung“, die seit Juli 1839 zweimal in
der Woche herauskam. Das Blatt erquickte „Gastwirte, Reisende und Freunde der
Tafel“. Ab 1840 erschien die Gasthof-Zeitung dreimal wöchentlich. Das Halbjah-
res-Abonnement kostete dreieinhalb Gulden. - Ein harmloses, aber sicheres Verlags-
objekt.

Deutscher Postillon
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Die „Mannheimer Abendzeitung“ - hier die Ausgabe vom 14. Juni 1849 -
war das Flaggschiff der demokratischen Publizistik im Südwesten.
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Seite 2 der „Mannheimer Abendzeitung“ vom 14. Juni 1849
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Seite 3 der „Mannheimer Abendzeitung“ vom 14. Juni 1849
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Vierte und letzte Seite der „Mannheimer Abendzeitung“ vom 14. 6. 1849
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Mannheimer Abendzeitung
(Jan. 1838 - Juni 1849)

Die wichtigste Zeitung des vormärzlichen und revolutionären Mannheim war die
„Mannheimer Abendzeitung“. Sie genoß über die Stadt und deren Umgebung hin-
aus nationale Verbreitung und Beachtung.

Die Abendzeitung erschien erstmals am 1. Januar 1838 unter dem Titel „Mannhei-
mer Abendblatt“. Sie war zunächst ein ziemlich farbloses Anzeigenblatt und über-
ließ die Politik dem „Rheinischen Postillon“ von Heinrich Hoff, der zur selben Zeit
entstand. Herausgeber war die Druckerei von Hähner und Schmelzer. 1840 trenn-
te sich Carl Schmelzer von seinem Kompagnon Hähner und gab eine eigene Zei-
tung mit dem Titel „Mannheimer Morgenblatt“ heraus. Aus dem Abendblatt, das
bei Hähner verblieb, wurde die „Mannheimer Abendzeitung“.

Morgenblatt und Abendzeitung - so pflegte man bald darauf in Mannheim zu sagen
- verhielten sich nicht wie der Morgen zum Abend, sondern umgekehrt wie der
Abend zum Morgen: Während die Abendzeitung immer lauter die Morgenröte der
neuen Zeit begrüßte, steuerte das Morgenblatt zunehmend ins finstere Lager der
Reaktion.

Die unbotmäßige Haltung der Abendzeitung fiel auf. Das Innenministerium - da-
mals unter dem Einfluß Blittersdorfs - ermahnte den Mannheimer Zensor Riegel,
auf dieses Blatt ein besonders wachsames Auge zu haben. Im Oktober 1842 wur-
de auf Riegels Antrag der Redakteur Karl Theodor Grün als preußischer Untertan
ausgewiesen. In seinen Paß erhielt er folgenden Vermerk: „Inhaber wird wegen
Versuchs, aufregende, deutsche Souverains und Regierungen schwächende Arti-
kel durch den Druck zu verbreiten, in der Richtung nach seiner Heimat über die
Grenze gewiesen.“

Von höherer Stelle scheint auch Anordnung an die Post ergangen zu sein, es mit
der Beförderungspflicht nicht so genau zu nehmen, was die aufsässige „Mannhei-
mer Abendzeitung“ anbelangte. So findet sich in der Abendzeitung vom 6. Januar
1843 eine Erklärung der Expedition der Zeitung, wonach sie immer wieder Hinwei-
se erhalte, daß Bestellungen vor den zuständigen Postanstalten nicht angenom-
men „oder aber bei Abbestellung anderer Blätter Vorstellungen gemacht oder
Verweise gegeben würden“. Die Leser wurden darauf hingewiesen, daß es nicht
Sache der Post sei, ihre Lektüre zu kontrollieren. Ähnliche Beschwerden über die
Zensuranmaßung von Postämtern finden sich auch in anderen Mannheimer
Oppositionsblättern.

Grün hatte die Auflage der Abendzeitung von März bis Oktober 1842 auf 1200
Stück verdoppelt. Sein Nachfolge wurde Karl Ludwig Bernays, der 1844 nach Paris
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übersiedelte, um an den von Marx und Ruge konzipierten Deutsch-Französischen
Jahrbüchern mitzuwirken. Nun traten auch die obersten Kirchenbehörden mit lau-
tem Lamento auf den Plan. Sie beklagten sich darüber, daß die Mannheimer Abend-
zeitung mit ihren radikalen Junghegelschen Tendenzen den Atheismus verbreite
und das Volk vergifte. Freiherr von Blittersdorf - inzwischen wieder Gesandter
beim Bundestag - übergab seiner Regierung ganze Bündel preußischer Beschwer-
den über die unbotmäßige Abendzeitung. Zensor Riegel mußte sich rechtfertigen,
weil er einen gegen Preußen gerichteten Artikel hatte passieren lassen.

Nach dem Weggang Bernays übernahm der bisherige Mitarbeiter Jean Pierre Grohe
die Redaktion der Abendzeitung und wurde 1847 ihr Inhaber. Die preußischen
Beschwerden häuften sich weiter, besonders nachdem die Abendzeitung im Au-
gust 1844 verschiedene Artikel über die schlesischen Unruhen gebracht hatte.
Berlin nahm in dieser Sache auch Kontakt mit Wien auf. Um sich die „große Unan-
nehmlichkeit vereinter diplomatischer Beschwerden von Preußen und Österreich“
zu ersparen, beschloß die badische Regierung, ein Exempel zu statuieren. Da der
Abendzeitung nicht gut beizukommen war, wurde der Zensor geopfert. Am 15.
Oktober 1844 verfügte das Ministerium die Amtsenthebung von Fuchs, „da der-
selbe nicht der diesseitigen Intention gemäß das Zensorenamt ausübt“. Sein Nach-
folger wurde der Regierungsrat von Uria-Sarachaga.

Unter Jean Pierre Grohes Leitung festigte die Abendzeitung ihren Ruf als „radika-
les“ Blatt. Radikal war gleichbedeutend mit demokratisch und republikanisch. Seit
1843 erschien die Abendzeitung zum Ärger ihrer Feinde auch noch sonntags. Sie
war mit Abstand das populärste Blatt in Mannheim und der ganzen Umgebung. Als
regelmäßige Beilagen führte sie die „Rheinischen Blätter“ und das „Badische
Volksschulblatt“. Ab Januar 1845 gab es an fünf Tagen der Woche jeweils eine
der Beilagen zum achtseitigen Hauptteil. Im Januar 1846 vergrößerte sie ihr For-
mat und übertrumpfte damit auch äußerlich die anderen Blätter.

In den Revolutionsjahren 1848/49 war die Abendzeitung das wichtigste Organ
der badischen Radikalen. Am 29. April 1848 wurde Grohe zusammen mit dem
Verleger Heinrich Hoff und anderen Demokraten wegen Hochverrats verhaftet und
nach Bruchsal ins Gefängnis gebracht. Die beiden Verleger saßen monatelang in
Untersuchungshaft. Als Grohe schließlich am 1. September 1848 vor Gericht ge-
stellt wurde, reduzierte sich die Anklage auf vier Zeilen in der Abendzeitung vom
22. April 1848, in denen ein „entscheidender Schlag“ in Mannheim herbeigesehnt
wurde. Die Demokraten hatten unterdessen wieder Oberwasser bekommen und
die Geschworenen trugen der Volksstimmung Rechnung, indem sie Grohe freispra-
chen. Die Justiz sah sich blamiert. Im Fall von Heinrich Hoff ließ sie es darauf gar
nicht erst zu einer Anklage kommen. Am 10. November wurde auch Hoff gegen
Kaution entlassen und das Verfahren eingestellt. Die Abendzeitung konnte Ende
Mai 1848 wieder erscheinen, nachdem Grohes Anwalt Brentano die erforderliche
Kaution herbeigeschafft hatte.

Mit dem preußischen Einmarsch in Baden kam dann auch das Ende der Mannheimer
Abendzeitung: In einer vom 22. Juni 1849 - dem Tag der Konterrevolution in

Mannheimer Abendzeitung
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Mannheim - datierten Erklärung, die am 24. Juni in der Abendzeitung veröffent-
licht wurde, machte Jean Pierre Grohe den Lesern folgende Mitteilung: „Plötzlich
eingetretene Verhältnisse veranlassen mich, die einstweilige Fortführung der Re-
daktion dieser Blätter Herrn Friedrich Moriz Hähner zu übergeben, der für diesel-
ben gerne alle Sorge tragen wird.“

Am 29. Juni rückte Hähner, der Drucker und neue verantwortliche Redakteur, eine
weitere „Nachricht an die verehrlichen Abonnenten der Mannheimer Abendzei-
tung“ ins Blatt:

 „Seit dem 23. ds. Mts. habe ich das Eigentumsrecht an der Mannheimer Abendzei-
tung wieder an mich gezogen. Die Zeitung erscheint von heute an unter meinem
Namen und meiner eigenen Redaktion, und alle Ansprüche des seitherigen Redak-
teurs Herrn J. P. Grohe sind somit erloschen. Mit dem Redaktionswechsel hört alles
Influieren von Seiten des Herrn J. P. Grohe auf die politische Richtung der Zeitung
auf. Wir betreten unseren eigenen Weg, den der strengen Wahrheit und Freisinnigkeit
auf dem Boden des Gesetzes und der Ordnung, werden aber gerade deshalb gegen
jede Willkür und Unterdrückungslust auf das Entschiedenste ankämpfen.“

Es nützte Hähner jedoch nichts, daß er die Abendzeitung vor „Gesetz und Ord-
nung“ zu Kreuze kriechen ließ. Schon der Titel des Blattes mußte von den neuen
Machthabern als Provokation empfunden werden. Am 30. Juni erschien die letzte
Ausgabe, in der noch ein ehemaliger Mitredakteur - inzwischen auf der Flucht -
gegen den Kurswechsel protestierte:

„Nein, nie wird die alte Redaktion der Abendzeitung eine Versöhnung anbahnen
zwischen den ehrlichen Leuten und den Verräthern und jede Darstellung in diesem
Sinne mit Voraussetzung von Grohes Namen ist der schändlichste Mißbrauch sei-
ner politischen Ehre und seines Eigenthums. Es genügt für Freunde, anzugeben,
daß Hähner, der Drucker des Blattes und von je ein willenloser Mann, jetzt in den
Händen der Bürgerverräther ist, und daß niemand, der mit der Zeitung in Verbin-
dung stand, ihm im Augenblick nahe ist. - Die Männer der Abendzeitung geben die
Revolution nicht verloren, wie jener heuchlerische Artikel glauben machen will; sie
werden fortfahren, ihr zu dienen.“

Es liegt nahe, in dieser Erklärung einen Persilschein für Hähner zu vermuten; sonst
hätte er sie nicht abgedruckt. Offenbar wollte Hähner, wenn schon nicht die Abend-
zeitung, so doch seine wirtschaftliche Existenz retten.

Der Heidelberger Professor Ludwig Häusser, der zu den Herausgebern der „Deut-
schen Zeitung“ gehörte, hat der radikalen Mannheimer Konkurrentin vorgeworfen,
sie sei „je nach Witterung konstitutionell, radikal, sozialistisch und kommunistisch“
gewesen. Daran stimmt soviel, daß die Mannheimer Abendzeitung nicht von der
ersten bis zur letzten Nummer die demokratischen und sozialistischen Ziele propa-
gierte, zu deren Sprachrohr sie sich auf dem Höhepunkt der revolutionären Bewe-
gung machte. In Anbetracht der meistenteils herrschenden Zensur wäre es indes-

Mannheimer Abendzeitung



78SeiteUdo Leuschner, Vom Intellligenzblatt zur demokratischen Kampfpresse

sen ungerecht, ihr hieraus einen Vorwurf zu machen. - Die Mannheimer Abendzei-
tung war jedenfalls das tonangebende Blatt der Demokraten im Südwesten und
eines ihrer wichtigsten publizistischen Organe in ganz Deutschland. Sie wuchs und
starb mit der revolutionären Bewegung. Ihre Tonart war den jeweiligen Möglichkei-
ten angemessen, sonst hätte sie sehr schnell das gleiche Schicksal wie der „Wäch-
ter am Rhein“ erlitten. So aber brachte sie es auf die erstaunliche Lebensdauer
von über zehn Jahren und einen Leserkreis, der sich über ganz Deutschland bis ins
Rheinland, nach Schlesien und Ostpreußen erstreckte.

Mannheimer Abendzeitung
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Eine Ausgabe des „Mannheimer Morgenblatt“ vom 7. Januar 1848.
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Mannheimer Morgenblatt
(Febr. 1840 - Okt. 1848)

Als schwächlicher Antipode zur „Mannheimer Abendzeitung“ etablierte sich im
Februar 1840 das „Mannheimer Morgenblatt“. Der Herausgeber Schmelzer hatte
ursprünglich mit Hähner zusammen das „Mannheimer Abendblatt“ gedruckt, wie
die Abendzeitung zunächst hieß. Sein Morgenblatt - anfangs „neues Mannheimer
Abendblatt“ betitelt - war erklärtermaßen als Gegengründung gedacht. 1848 be-
zeichnete sich die Zeitung selbst als „conservatives Blatt“, das „stets auf Seiten
der Regierung gestanden“ habe. 1840 führte sie sich mit diesen Schalmeienklän-
gen beim Mannheimer Publikum ein:

„Es beginnt für die bürgerlich freundliche Lesewelt ein neuer Morgen des Friedens
und der unterhaltenden Bildung. Die Redaktion, selbständig und unabhängig von
allen persönlichen Rücksichten, hat fortan die zwar ehrenvolle aber auch schwierige
Stellung übernommen, den Wünschen und Bedürfnissen der ereignißschweren Zeit
die Morgenfrüchte des Vergnügens und der Befriedigung zu bringen, und so möge
dies Mannheimer Morgen-Blatt grünen und gedeihen am Lebensbaum des bürgerli-
chen, bisher so allgemein ausgesprochenen Wohlwollens. Friede und Segen sei-
nem Wirken!“

Das Morgenblatt war mit Abstand das unbeliebteste Blatt in Mannheim. Es geriet
bald derart in Verschiß bei der Masse der Einwohner, daß der Redakteur, Herausge-
ber und Drucker Schmelzer auf seinen Erzeugnissen sitzen blieb. Hilfesuchend
wandte er sich deshalb an die Regierung in Karlsruhe, wo man für die Nöte der
systemkonformen Presse Verständnis zeigte und Schmelzer aus einem Sonder-
fonds wieder auf die Beine half.

Bezeichnend für die Haltung des Morgenblatts ist eine Episode aus dem Jahre
I847: Der Dichter des Deutschlandliedes, Hoffman von Fallersleben, wollte seinen
Freund Itzstein in Mannheim besuchen. Als er eintraf, erwartete ihn bereits ein
Schreiben des Stadtamts, wonach er „innerhalb von 24 Stunden bei Zwangs-
vermeidung das Großherzogtum Baden zu verlassen“ habe. Fallersleben erklärte
darauf, daß er lediglich zu einer Traubenkur in Mannheim weile, und das Stadtamt
sah sich bewogen, die Ausweisung zurückzunehmen. Allein - das „Mannheimer
Morgenblatt“ brachte bald darauf die Nachricht, der kurende Dichter sei beim ver-
gnügten Genuß von zwölf Schoppen Bier im „Rothen Schaf“ beobachtet worden...

Die Regierung belohnte den treuen Vasallen 1845 mit der Eigenschaft des Amts-
und Kreisverkündigers, die zuvor dem „Mannheimer Journal“ entzogen worden
war, weil es unter der Leitung von Gustav Struve zu oppositionelle Töne ange-
schlagen hatte. Schmelzer hatte solche Protektion nötig. Dort, wo seine „selb-
ständige und unabhängige“ Redaktion ackerte, war in Mannheim politisch und ge-
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schäftlich nicht viel zu holen. Auf dem Höhepunkt der Revolution muß ihm das
Wasser bis an den Hals gestanden haben, denn er machte eine Wendung um I80
Grad und scheuchte sein Morgenblatt zum Troß der äußersten Linken.

Ausschlaggebend für diese plötzliche Kursänderung des Morgenblatts, das ab 1.
November 1849 gleichzeitig den Titel „Badische Zeitung“ annahm, könnte die
Verbitterung des Verlegers Schmelzer gewesen sein, der sich von der Regierung
im Stich gelassen fühlte. Einen Vorgeschmack obrigkeitlichen Undankes empfing
er schon auf dem ersten Höhepunkt der revolutionären Bewegung im März 1848:
Die Demokraten hatten nicht vergessen, unter welchen Umständen das Morgen-
blatt zum Amts- und Kreisverkündiger ernannt worden war, und forderten die
Rückgängigmachung dieser Entscheidung. Die Regierung eröffnete daraufhin Schmel-
zer am 29. März, daß ihm die gerichtlichen Inserate entzogen würden. - Ein Un-
dank, der unter dem Druck der Verhältnisse der Staatsräson entsprach, wie der
reaktionäre Zeitgenosse Heinrich von Andlaw in seinem Buch „Der Aufruhr und
Umsturz in Baden“ andeutete: „Hatte gleich das Morgenblatt mit Mut und Ausdau-
er allein die Umsturzbestrebungen bekämpft, mußte ihm diese Unterstützung den-
noch entzogen werden.“

Die hier abgebildete „Rechnung über die von Herrn Ministerial-Praesidenten Staatsrath Eichroth
bestrittenen geheimen Ausgaben im November und Dezember 1844“ enthält eine „Zahlung an
Schmelzer, den Redakteur des Morgenblatts, für Landtagsverhandlungen“ in Höhe von 1000 Gul-
den. Das war soviel Geld, wie damals ein Arbeiter in drei Jahren verdiente. Schmelzer hatte das
Geld aus dem Geheimfonds der badischen Regierung freilich nötig: Sein „Mannheimer Morgen-
blatt“ war das Blatt von Thron und Altar. Es ging 1848 an Leserschwund ein.

Mannheimer Morgenblatt
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Das Blatt für brave Bürger und Untertanen: Eine Ausgabe des „Bürger-
freund“ vom 13. Juni 1847.
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Der Bürgerfreund
(4. April - 31. Dez. 1847)

Bei Schmelzer, dem Verleger des regierungstreuen „Mannheimer Morgenblatts“,
erschien seit April 1847 einmal wöchentlich auch „Der Bürgerfreund“. Es handelte
sich um ein Blatt zur Aufrechterhaltung und Einübung von Untertanen-Gesinnung.
„Der Bürgerfreund“ wollte das Kleinbürgertum bzw. den „vierten Stand“ im Sinne
der Obrigkeit beeinflussen. Das Probeblatt vom I4. März enthielt bezeichnende
Kostproben:

Der Bürger im wahren Sinne will vor allen Dingen den Frieden in Kirche und Staat,
damit er ungestört an dem Wohle seiner Familie arbeiten, in Ruhe seine Kinder zu
edlen Menschen und nützlichen Staatsbürgern heranbilden kann. Der wahre Bürger
ist zufrieden mit einer politischen Freiheit und einem wohlgeordneten Staatswesen,
wie sie bei uns in Baden bestehen... Der Bürger im wahren Sinne wendet sich aber
mit Abscheu ab von jenem politischen Fanatismus, wie er sich namentlich hier in
Mannheim eingenistet.

Die wahre Freiheit öffnet nicht der Leidenschaft eine freie Bahn, sie ist nicht die
Stufenleiter des Ehrgeizes und die Geisel der Herrschsucht, sie verlangt keine Ein-
griffe in das Eigenthum Anderer, sie sucht und findet ihren Frieden und ihr Glück in
sich selbst, in dem Bewußtsein, das Rechte gewollt und gethan zu haben.

Der wahrhaft freisinnige Bürger seines Vaterlandes strebt daher nach einer
allmähligen, materiellen und geistigen Entwicklung mit Mäßigung und Bedachtsam-
keit. Er achtet das Gesetz heilig, denn es ist die Grundlage der Ordnung, der Ruhe
und des Segens... Fern ist von ihm jeder Parteihaß und Parteisucht.

Schon in der ersten Nummer beklagte sich der Bürgerfreund über das Hohngeläch-
ter, das seinem Probeblatt aus allen liberalen Richtungen entgegengeschallt war.
Der Verriß, den etwa Karl Mathy in seiner „Rundschau“ geliefert habe, sei „ächt
jesuitisch“.

Mit biederem Augenaufschlag wies „Der Bürgerfreund“ die Verdächtigung zurück,
von der „Bourgeoisie“ oder sonstigen Hintermännern herausgegeben zu werden,
um die schlichteren Gemüter in Stadt und Land den Radikalen abspenstig zu ma-
chen: Seine Herausgeber, behauptete das Blatt, kämen ebenso aus dem „vierten
Stand“ wie die angepeilte Leserschaft.

Wenn der Bürgerfreund nicht gerade die wichtige Frage zur Diskussion stellte, ob
auf der Mitte des Theaterplatzes ein Brunnen zu plazieren sei, befaßte er sich auf
seine Weise mit der Parteien Haß und Zank und noch schlimmeren Erscheinungen,
etwa den „communistischen Symptomen“:
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Obwohl der Communismus und seine heimliche Verbreitung von seine Anhängern
als ein eitles nicht existierendes Gespenst geschildert wird, so erhalten wir doch fast
jeden Tag triftige Beweise vom Gegentheile dieser Behauptung. Wir finden, wie der
giftige Samen dieses wahnsinnigen und verderblichen Systems an allen Orten aus-
gestreut wird, wie hier und da ein Keim Wurzel schlägt und namentlich bei dem
Stand des jungen wandernden Handwerkers hervorbricht.

Ab Oktober 1847 verkleinerte der Bürgerfreund sein Format und erschien dafür
zweimal wöchentlich. Zum Jahresende trat das Blättchen von der politischen Büh-
ne ab, angeblich weil nun „die Verhältnisse, welche es in das Leben gerufen, wenn
noch nicht ganz verschwunden, doch bedeutend von ihrer Schroffheit zurückge-
treten sind“.

Der Bürgerfreund
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Die „Deutsche Zeitung“ - hier eine Ausgabe vom1. Juli 1847 - war das
Sprachrohr der liberalen Bourgeoisie, die eine konstitutionelle Monarchie

unter preußischer Führung favorisierte.
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Deutsche Zeitung
(Juli 1847 - Sept. 1848 in Mannheim verlegt)

Mit gespreizter Würde, betulich, sehr vornehm und höchst gedankenschwer trat
am 1. Juli 1847 die „Deutsche Zeitung“ ins Leben. Die Attitüde dieses Blattes
erinnert etwas an die heutige „Frankfurter Allgemeine“. Im Ankündigungsblatt vom
8. Mai stellte sich die „Deutsche Zeitung“ als Vermittler vor, als das Blatt für die
Gebildeten und Einsichtigen aller Stände: Die „Tollkühnheit der revolutionären Un-
geduld“ behagte ihr angeblich genauso wenig wie die „Ängstlichkeit der Erhaltungs-
politik“.

„Die materielle Begründung unserer Zeitung hat die Verlagshandlung Friedrich
Bassermann in Mannheim übernommen“, hieß es weiter. Gedruckt wurde das Blatt
bei Mohr in Heidelberg und dort auch redigiert von dem Historiker Gervinus. Ihm zur
Seite standen L. Häusser, G. Höfken, K. Mathy und K. Mittermaier - derselbe Mathy,
der im folgenden Jahr den Journalisten Fickler von den „Seeblättern“ verhaften ließ,
und derselbe Häusser, der im Nachmärz die demokratische Bewegung aus „libera-
ler“ Sicht als ziemlichen Narrenhaufen porträtierte.

Eine nicht minder erlauchte Gesellschaft hatte sich das neue Blatt in Form eines
redaktionellen „Ehrenraths“ zugelegt, der einmal im Jahr zusammentreten sollte.
Neben dem Bankier David Hansemann - dieser hatte schon 1830 in einer Denk-
schrift an den preußischen König die „niederen Volksklassen“ als die „Instrumente
einer klügeren Partei“ bezeichnet - finden sich da die Namen von Staatsministern,
Landräten und einem Schock Professoren. Hinter diesem „Ehrenrath“ steckte in
jedem Falle Geld.

Die demokratische Presse wußte, was sie von der bourgeoisen Zeitungsgründung
zu halten hatte. Die Abendzeitung spottete:

„Heute ist der Tag, an dem die Welt die Deutsche Zeitung sah... Geld in Menge,
Geist in Fülle, berühmte Männer genug - wer will da noch der Deutschen Zeitung
opponieren.“

Die Professoren gifteten zurück. Wenn es gegen die Radikalen ging vergaßen sie
sogar ihre ganze Betulichkeit:

„Gegen Kommunisten, Sozialisten, Republikaner, gegen die Gewalt der blinden Agi-
tation, gegen die geistig unfaßbare Macht einer vielfach verderbten und verderbli-
chen Literatur, haben wir einen Minenkampf voll furchtbarer Gefahren zu kämpfen.“

Ab Oktober 1848 wurde die „Deutsche Zeitung“ in Frankfurt gedruckt und ging
von Bassermann auf die Weidmannsche Buchhandlung in Leipzig über. Sie widme-
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te sich sehr ausführlich den weitschweifigen, politisch wenig effektiven Debatten
in der Nationalversammlung. Ihr gravitätisches Gehabe erhielt dabei zunehmend
dieselbe Komik wie das Pathos der Paulskirchen-Mehrheit, die einfach nicht zu
merken schien, daß der Ast schon abgesägt war, auf dem sie zu sitzen glaubte.

Der preußische Hof-Historiker Treitschke wußte später zu schätzen, daß das Blatt
für die „kleindeutsche“ nationale Einigung unter Führung Preußens und unter Aus-
schluß Österreichs eingetreten war. Mit der Herausgabe der „Deutschen Zeitung“
habe die Bourgeoisie dem preußischen König einen alten Lieblingsgedanken aus
den Händen gerissen, meinte Treitschke sogar. Er verglich die politische Wirkung
der Deutschen Zeitung - aus liberaler Sicht ein höchst peinliches Kompliment - mit
derjenigen der Kreuzzeitung, die in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts als
Sprachrohr des preußischen Obrigkeitsstaates fungierte:

„Die Deutsche Zeitung wirkte - so erfolgreich, wie späterhin nur noch die Kreuz-
zeitung - für die Durchbildung einer ganz bestimmten Parteigesinnung, aber freilich
nur in einem engen Kreise. Fast alle die wackeren Gelehrten, welche nachher im
Frankfurter Parlamente den Ausschlag gaben, die Anhänger der konstitutionellen
Monarchie und der preußischen Hegemonie, verdankten den Artikeln dieses Blattes
einen Teil ihrer politischen Bildung.“

Deutsche Zeitung
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„Deutscher Zuschauer“ vom 20. Februar 1847
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Deutscher Zuschauer
(Jan. 1847 - Dez. 1848)

Das Wochenblatt „Deutscher Zuschauer“ war neben der täglich erscheinenden
„Mannheimer Abendzeitung“ das wichtigste Organ der demokratisch-republikani-
schen Bewegung. Sein Herausgeber Gustav Struve wurde 1805 in München als
Sohn eines russischen Staatsrats geboren, der seit 1917 das Amt des russischen
Geschäftsträgers in Karlsruhe versah. Nach einem wechselvollen Leben ließ sich
Struve 1832 in Mannheim als Advokat nieder und wurde neben Friedrich Hecker
zur bekanntesten Figur der badischen Erhebung in den Jahren 1848/49.

Während Hecker eher ein zündender Redner war, wirkte sein Advokaten-Kollege
Struve vor allem als Publizist. Mit gewandter Feder brachte er es zu öffentlicher
Geltung und politischem Einfluß. Dabei war er jedoch mehr ein moralisierender als
ein intellektueller Rebell. Einige Züge Struves wirkten sogar ausgesprochen skurril,
wie die Eingenommenheit von seiner eigenen Person, seine Konversion zum Deutsch-
katholizismus, sein entschiedenes Vegetariertum und seine Befassung mit
Phrenologie.

Als Liberaler mit katholischer Konfession brachte es Struve im Juni 1845 zum
Redakteur des „Mannheimer Journals“, das damals seine sinkende Auflage durch
Anbiederung an den Zeitgeist zu stoppen versuchte. Der Vorstand des Katholi-
schen Bürgerhospitals nötigte ihn allerdings schon im Dezember 1846 wieder zur
Aufgabe dieses Amtes, weil das Blatt unter der neuen Leitung auch den Zensor als
aufmerksamen Leser gewonnen hatte und weil es von der Regierung mit dem
Entzug der amtlichen Bekanntmachungen bestraft worden war.

Noch vor seinem Rücktritt von der Redaktion des Journals hatte sich Struve mit
Heinrich Hoff zusammengetan, um die Herausgabe einer demokratischen Wochen-
zeitung vorzubereiten. Am 21. November 1846 erschien ein Probeblatt des „Deut-
schen Zuschauers“. Struve erläuterte das Programm: Für die landständische Ver-
fassung, Gewissensfreiheit, Preßfreiheit, Freiheit des Handels und der Schiffahrt,
Freiheit der Person, das Recht der Association, Schwurgerichte, Öffentlichkeit und
Mündlichkeit der Gerichtsverhandlungen, eine Habeas-corpus-Acte als Schutz vor
willkürlichen Verhaftungen und Volksbewaffnung. Zu den „tief gefühlten Bedürf-
nissen, für deren Befriedigung wir keine Opfer scheuen dürfen“, zählte Struve
ferner die „Abschaffung aller kastenmäßigen Abschließung zwischen den verschie-
denen Ständen und insbesondere Erleichterung der ärmeren Klassen der Gesell-
schaft“.

Ab Januar 1847 kam der „Deutsche Zuschauer“ regelmäßig heraus. Schon im glei-
chen Monat beschwerte sich die Kreisregierung, daß das neue Blatt nicht mit der
nötigen Strenge und Umsicht zensiert werde. Im Oktober desselben Jahres erklär-
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te der preußische Gesandte in Frankfurt, der „Deutsche Zuschauer“ sei unter den
radikalen Zeitungen diejenige, welche die preußische Regierung am schärfsten an-
greife. Er bemühe sich sogar, die „Mannheimer Abendzeitung“ zu übertreffen -
und das wollte nun wirklich etwas heißen.

Am 8. April 1848 ließ Struve die Redaktion des „Deutschen Zuschauers“ im Stich,
um mit Hecker die revolutionäre Erhebung im badischen Oberland vorzubereiten.
Verleger Hoff, der zugleich die „Deutsche Volks-Zeitung“ herausgegeben hatte,
wurde nach dem Scheitern der Erhebung am 29. April verhaftet und ins Gefängnis
nach Bruchsal verbracht. Der „Deutsche Zuschauer“ konnte jedoch weiter erschei-
nen, da der gemäßigt-liberale Gemeinderat Carl H. Hoff - höchst widerwillig, aber
seinem eingekerkerten Bruder zuliebe - die Verantwortlichkeit übernahm. Carl H.
Hoff distanzierte sich dabei ausdrücklich vom Inhalt des Blattes und nannte sich
selbst einen „Strohmann“. Die Redaktion des Blattes besorgten unterdessen die
Redakteure der unterdrückten „Deutschen Volks-Zeitung“, E. Pelz, David Sauer-
länder und Florian Mördes. Alle drei waren in der politischen Szenerie keine Unbe-
kannten. Florian Mördes präsidierte beispielsweise dem demokratischen Verein für
Baden und die Pfalz.

Am 11. Mai hob der Großherzog den Kriegszustand wieder auf. Die Revolution
schien sich verflüchtigt zu haben. Heckers Volksaufstand war im Sande verlaufen.
Die gemäßigt-liberale Bourgeoisie hatte nicht nur nicht mitgezogen, sondern sich
sogar auf die andere Seite gestellt. Ihr örtliches Organ beispielsweise, das „Mann-
heimer Journal“, hatte sich indigniert von Hecker und Struve distanziert, in deren
Händen das „Banner der nationalen Freiheit“ zur „Fahne des blutigen Aufstands“
geworden sei.

Verbittert notierte der „Deutsche Zuschauer“ am Tag nach dem Scheitern des
Aufstands:

Daß die Halben, die sogenannten Liberalen nicht ferner Arm in Arm mit dem eigent-
lichen Fortschritt gehen werden, war vorauszusehen, aber daß sie mit klingendem
Spiel und fliegenden Fahnen zum gemeinsamen Feind übergehen, daß sie, um in
ihrem Mittagsschläfchen ungestört zu sein, die Weltgeschichte aufhalten wollen und
gegen ihre eigenen Principien Sturm laufen, ist ein Verrath... Die alte Reaction ist in
die Grube gefahren, aber an deren Stelle ist eine neue Tyrannei getreten, die ihren
Regierungsantritt mit Verrath besiegelt.

Wirtschaftlich war es schlecht um den „Deutschen Zuschauer“ bestellt, seitdem
Hoff im Gefängnis saß. Der Verleger und Drucker hatte sein Vermögen den Gläubi-
gern abtreten müssen. Struve weilte fernab im Schweizer Exil. Ein Teil der Aktionä-
re, die das Geld zur Herausgabe des Zuschauers vorgeschossen hatten, trat dar-
auf erneut zusammen und beschloß, das Blatt auf neue Beine zu stellen. Ab 8. Juli
erschien die „Neue Folge des Deutschen Zuschauers“. Die ersten beiden Nummern
wurden bei Hähner, die weiteren wieder bei Heinrich Hoff gedruckt.

Struve in seinem Schweizer Exil reagierte gekränkt. Er fühlte sich ausgebootet. Die
neuen Herausgeber hatten ihm zwanzig Gulden pro Nummer für beliebige Mitar-

Deutscher Zuschauer
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Streit um den „Deutschen Zuschauer“ im Herbst 1848
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beit angeboten. Struve bestand aber darauf, daß ihm die Aktionäre der Zeitung,
die selber bereits erhebliche finanzielle Opfer gebracht hatten, auch noch das von
Hoff geschuldete Geld zahlten, und daß er außerdem das Recht haben sollte, die
Mitglieder der Redaktion zu ernennen. Dann brachte er, ohne auf weitere Angebo-
te zu reagieren, ab 21. Juli in Basel eine eigene Fortsetzung des „Deutschen Zu-
schauers“ heraus.

Der Baseler Zuschauer erschien noch bis in den September. Dann unternahm Struve
seinen unüberlegten Putschversuch: Am 21. September proklamierte er in Lörrach
die „deutsche Republik“. Karl Blind, ein Mitarbeiter der Mannheimer Abendzeitung,
stand ihm als „Schriftführer der provisorischen Regierung Deutschlands“ zur Seite.
Mannheim war zum Sitz der provisorischen Regierung ausersehen. Badische Trup-
pen bereiteten dem Aufstand jedoch sehr schnell ein Ende. Struve wurde gefan-
gen genommen und nach Rastatt gebracht. Im März folgenden Jahres verurteilte
ihn das Gericht in Freiburg zu fünf Jahren und vier Monaten Gefängnis wegen
Hochverrats.

Die „Neue Folge des Deutschen Zuschauers“ in Mannheim erschien noch bis zum
29. September 1848. In der letzten Nummer teilte die Redaktion mit, das Blatt
gehe nun wieder in den Besitz von Heinrich Hoff über, der nach sechseinhalb Mo-
naten Untersuchungshaft freigekommen war. Die Ankündigung Hoffs, er werde
das Blatt voraussichtlich im April folgenden Jahres wieder aufleben lassen, scheint
sich nicht erfüllt zu haben.

Der „Deutsche Zuschauer“ erstand noch zweimal, nachdem Struve im Mai 1849
aus dem Gefängnis befreit worden war. Den ersten Versuch unternahm Struve im
Juni in Neustadt in der Pfalz. „Die Probenummer war kaum erschienen, als die
Preußen einrückten“, notierte Friedrich Engels. Struve flüchtete über die Schweiz,
Frankreich und England nach den USA. Dort ließ er dann den „Deutschen Zuschau-
er“ nochmals vom 1. Juli 1851 bis zum 1. April 1852 in New York erscheinen.

Struve wurde wegen seiner Teilnahme am Pfälzer Aufstand in Bayern zum Tode
verurteilt. Erst 1863, nach Erlaß einer Amnestie, durfte er nach Deutschland zu-
rückkehren. Er starb sieben Jahre später in Wien. Heinrich Hoff, auf den in der
Heimat zwanzig Jahre Zuchthaus warteten, starb im Mai 1852 einsam in einem
New Yorker Spital. Zu den Personen, die wegen „beharrlicher Landesflüchtigkeit“
durch Beschluß des Stadtamtes vom 12. März 1850 das Staatsbürgerrecht ab-
erkannt wurde, gehörten ferner Jean Pierre Grohe, Karl Blind und der Schuhma-
chermeister Jakob Rothweiler, der dem „Deutschen Zuschauer“ zeitweilig als Sitz-
redakteur gedient hatte.

Deutscher Zuschauer
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Deutsche Volks-Zeitung
(1. - 29. April 1848)

Seit 1. April erschien als tägliches Pendant zum „Deutschen Zuschauer“ die „Deut-
sche Volks-Zeitung“. Sie wurde ebenfalls bei Heinrich Hoff verlegt und zählte fast
die gesamte Führung der demokratischen Bewegung zu ihrem Herausgeberkreis:
Struve, J. Fröbel, Hecker, Herwegh, Anneke, R. Fendt, J. Jacoby, Blum, Holtzendorff,
Ruge, Bayrhoffer, Willich, E. Pelz, H. Wuttke und Simon.

Die Deutsche Volks-Zeitung sang im „Republikanerlied“ das Lob der Demokratie:

Die Republik, die Republik!
Kein Markten und kein Schonen!
Das Schwert heraus und Schlag auf Schlag!
Verflucht, wer länger noch tragen mag
Den Spott der Nationen!
Erhebt Euch, Männer, wie Löwen und springt
An die Brust den Tyrannen und ringt und singt:
Zum Teufel mit Szepter und Kronen.

Das Erstarken der Reaktion bescherte der Deutschen Volks-Zeitung keine lange
Lebensdauer - genau vier Wochen, bis zum 29. April. Als der Verleger Hoff an
diesem Tag auf dem Stadtamt erschien, um die noch druckfeuchte Nummer der
neuesten Deutschen Volks-Zeitung abzuliefern, präsentierte man ihm einen Haft-
befehl wegen des „Verbrechens des Hochverrats durch die Presse“. Hoff wurde
auf der Stelle festgenommen und mit anderen Republikanern nach Bruchsal ins
Gefängnis geschleppt.

Die Verhaftung Hoffs wurde vor allem mit dem zitierten „Republikanerlied“ in der
Deutschen Volks-Zeitung vom 4. April begründet. In der Anklageschrift des Staats-
anwalts hieß es:

„Der Verfasser dieses Lieds preist in der 3ten, 4ten und 5ten Strophe den Sieg der
schweizerischen Eidgenossenschaft über den Sonderbund und den Sturz der Monar-
chie in Frankreich. Die zwei letzten Strophen in Verbindung mit den die Einleitung bil-
denden beiden ersten enthalten dann die Nutzanwendung auf Deutschland. Er schildert
die Republik als ein blühendes Eiland, das in blendenden Gluten aus dem Meer aufge-
stiegen sei, vor dessen Lichtglanz die Fürsten, ‚die gekrönten Rebellen‘, die ‚zerbroche-
nen Völkerruten‘ zurückprallten und ins Nichts taumelten, und fordert dann die Deut-
schen förmlich zur Gründung einer Republik auf... Deutlicher kann man nicht sprechen,
unzweideutiger kann man zu gewaltsamen Umsturz der bestehenden Staatsverfassung,
zur gewaltsamen Entfernung der Fürsten nicht auffordern.“

„Zur Verschärfung dieser Tendenz“ führte der Staatsanwalt ferner Artikel aus den
Nummern 4, 5, 12, 13, 14, 16, 17 und 18 der Deutschen Volks-Zeitung an.
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Ausgaben des „Badischen Merkur“ (7. Juli 1849) und des „Mannheimer
Verkündiger“ (28. Oktober 1850).
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Badischer Merkur
Mannheimer Verkündiger

(Juli 1849 - Dezember 1850)

Nach der erzwungenen Einstellung der „Mannheimer Abendzeitung“ brachte der
Drucker Hähner am 7. Juli 1849 den „Badischen Merkur“ heraus. Das neue Blatt
gab sich loyal und jammerte gar über die Opfer, welche der anhaltende Widerstand
der badisch-pfälzischen Revolutionsarmee in der eingeschlossenen Festung Rastatt
noch kostete. Der gewitzte Leser konnte hieraus immerhin die Information ent-
nehmen, daß die Reste von Mieroslawskis Armee noch aushielten (Rastatt kapitu-
lierte am 23. Juli).

Im September 1849 wurde der Redakteur des Badischen Merkur „wegen Aufnah-
me einer die hiesige Staatsanwaltschaft beleidigenden und zugleich bedrohenden
Stelle“ mit 14 Tagen Gefängnis und Entzug der Redaktion bestraft (nachträglich
auf zwei Tage Gefängnis herabgesetzt). Die „Deutsche Zeitung“ bemerkte hierzu,
dies sei innerhalb weniger Wochen schon der zweite Redakteur des „Badischen
Merkur“, den der preußische Kommandant abgesetzt habe.

Ein Artikel über „Badische Zustände seit der Restauration“ in Kolatscheks „Deut-
scher Monatsschrift“ von 1850 berichtet, Hähner habe versucht, in seinem „Badi-
schen Merkur“ einen liberalen Ton anzuschlagen:

Sofort wurde er auf alle Weise von dem preußischen Kommandanten schikaniert:
Fast jedes Blatt wurde konfisziert, so daß Hähner endlich, um dem Aufzug ein Ende
zu machen, sich erbot, sein Blatt von der preußischen Kommandantur zensieren zu
lassen. Die Zensur wurde nun in bester Form wieder eingeführt mit allen vormärzlichen
Lieblichkeiten. Der Kommandant verlangte von Hähner, daß er auch die Privatan-
zeigen ihm zur Zensur vorlege. Hähner zeigte dies einmal in seinem Blatte an, mit
der einfachen Bemerkung, daß diejenigen Einwohner, welche gesonnen seien, An-
zeigen in das Blatt einrücken zu lassen, die Gefälligkeit haben möchten, dieselben
jeden Tag vor 1O Uhr ihm zuzuschicken, damit sie der preußischen Kommandantur
vorgelegt werden könnten. Dafür und weil Hähner das von der Zensur gestrichene
Wort ‚Kaiseraffe‘ als Bezeichnung Louis Napoleons dennoch hatte abdrucken las-
sen, wurde er vom preußischen Kommandanten zu drei Wochen geschärftem Ge-
fängnis verurteilt. Das geschärfte Gefängnis bedeutete Hungerkost und beständige
Dunkelheit.

Die letzte erhaltene Nummer des „Badischen Merkur“ datiert vom 22. Juni 1850.
Kurz darauf begann Hähner mit der Herausgabe des „Mannheimer Verkündiger für
Stadt und Umgebung“, der unter seiner Verantwortlichkeit täglich außer sonntags
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erschien. Der Verkündiger war zunächst ein reines Anzeigenblatt. Ab 31. Oktober
wurden auch unterhaltende Beiträge gebracht und ab 3. November „außerordent-
liche Begebenheiten kurz und ohne Parteilichkeit“ mitgeteilt. Am 16. Dezember
erschien die letzte Nummer. Sie enthielt ein Abschiedsgedicht mit der Ankündi-
gung, daß sich nur der Name des Blattes ändern werde. Ob tatsächlich eine Fort-
setzung erschien, muß dahingestellt bleiben.

Mannheimer Verkündiger
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